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Zusammenfassung 
Die Corona-Pandemie ist eine einschneidende gesellschaftliche Herausforderung, die alle 
Lebensbereiche tangiert. Das gilt nicht zuletzt für die Zivilgesellschaft und alle Formen der 
politischen Beteiligung, die auf direkte Begegnungen angewiesen sind. Im internationalen 
Vergleich ist Deutschland mit Blick auf die Zahl der Infizierten und Verstorbenen relativ gut 
durch die erste Phase der Pandemie gekommen. Gleichwohl wurden auch hierzulande 
politische, soziale, ökonomische und zivile Bürgerrechte erheblich eingeschränkt. Die 
Zivilgesellschaft wurde unter Quarantäne gestellt und schien beim Aufspannen staatlicher 
Rettungsschirme kaum „systemrelevant“ zu sein.  
Auch wenn viele der Einschränkungen zum Schutz vor weiteren Infektionen notwendig waren 
und es teilweise noch immer sind, weist die Pandemiebekämpfung in Deutschland deutliche 
Mängel auf. In der ersten Phase gilt dies besonders für die fehlende Vorsorge an 
Gesichtsmasken, Schutzkleidung und Desinfektionsmitteln, die nach völkerrechtlichen 
Verträgen eigentlich unabdingbar war. Die unzulängliche Primärprävention hat nicht nur die 
Zahl der Infizierten zusätzlich erhöht, sondern auch zu unnötig einschneidenden 
Beschränkungen im Alltag von vielen Menschen beigetragen.  
Gravierend sind auch die politischen Mängel im Umgang mit der Pandemie. Durchaus positiv 
ist zunächst hervorzuheben, dass weder vom Notstandsrecht Gebrauch gemacht wurde noch 
die Rechte des Parlaments beschnitten wurden. Auch die Justiz nahm ihre Wächteraufgabe 
wahr. Aber das Infektionsschutzgesetz des Bundes und seine Verschärfungen sowie die 
darauf gegründeten Verordnungen und Maßnahmen von Ländern und Kommunen ließen 
zuweilen demokratisches Augenmaß vermissen – erinnert sei an die pauschalen 
Demonstrationsverbote der Anfangszeit. Für freiwilliges Engagement und eine 
beteiligungsorientierte Bürgerschaft gibt es in der ordnungsrechtlich geprägten 
Pandemiepolitik ohnehin keinen Platz. Gemeinsame Lernprozesse von Politik und 
Zivilgesellschaft sind darin nicht vorgesehen. Dies ist verwunderlich, hatte doch der von 
engagierter Solidarität geprägte Umgang mit den am HIV-Virus Erkrankten und die breite 
Unterstützung aus der Bürgerschaft bei der Flüchtlingszuwanderung 2015 gezeigt, wie 
produktiv zivilgesellschaftliche Antworten auf neue Herausforderungen sein können. 
Im letzten Teil des Beitrags werden zehn Vorschläge entwickelt, wie in Zukunft ein 
demokratiestärkender Umgang mit Pandemien aussehen könnte. Es geht dabei nicht so sehr 
um einen kritischen Blick zurück. Schließlich ist die Corona-Pandemie noch nicht vorbei. 
Vielmehr zielen die Empfehlungen darauf, Demokratie und Zivilgesellschaft krisenfester zu 
machen. Denn wir leben in Zeiten, die durch eine Reihe von manifesten und schleichenden 
Katastrophen – erinnert sei nur an den Klimawandel oder die Fluchtbewegungen – geprägt 
sind. Der Umgang mit der Corona-Pandemie kann dabei als Lernfolie dienen. 
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1. Die pandemische Herausforderung1 
 
„Ohne volle und unumschränkte Demokratie kann es  
keinen Wohlstand und keine Gesundheit geben.“ 
  Rudolf Virchow 18482 
 
 
Seit Februar 2020 bestimmt die Corona-Pandemie unseren Alltag. Zeitversetzt und in den un-
terschiedlichsten Ausprägungen gilt dies inzwischen für fast alle Länder der Welt. Die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) hatte Ende Januar 2020 die Pandemie als „gesundheitliche Not-
lage von internationaler Tragweite“ eingestuft und diesen höchsten Gefahrenstatus noch ein-
mal Ende April bestätigt. Seither begleiten Superlative diese Krise. Einige Beispiele mögen 
genügen: Der WHO-Regionaldirektor Hans Henri P. Kluge eröffnet am 11. Mai 2020 die Euro-
päische Woche der öffentlichen Gesundheit mit dem Hinweis, in einer „beispiellosen Zeit“  zu 
leben: „die Welt steht vor der größten gesundheitlichen Herausforderung der Moderne“. In 
Wirtschaftskreisen wird inzwischen vom „größten ökonomischen Crash der Weltgeschichte“ 
oder doch zumindest der Nachkriegszeit gesprochen (Stelter 2020). „COVID-19 is the greatest 
threat to peace and security since World War 2“, konstatiert Anfang Juli 2020 der Herausgeber 
der angesehenen gesundheitswissenschaftlichen Zeitschrift „Lancet“ und fordert den UN-Si-
cherheitsrat auf, endlich aktiv zu werden (Horton 2020a: 14). Dass dabei die liberale Demo-
kratie in der uns bekannten Form erhalten bleiben wird, scheint selbst einigen prominenten 
politikwissenschaftlichen Beobachtern als unwahrscheinlich3. Ob sich all diese dramatischen 
Einschätzungen am Ende bestätigen werden, muss zunächst offen bleiben.  
 
Mitten in dieser Pandemie, deren Eingriffstiefe und Ende nicht absehbar sind, will dieser Text 
zu einer Zwischenbilanz beitragen. Anfang Juli 2020 – als dieser Beitrag abgeschlossen wurde 
- gab es weltweit mehr als 11 Millionen bestätigte Infektionen, und mehr als eine halbe Million 
Menschen ist an COVID-19 gestorben. Nur mit einer übergroßen Portion Realitätsverleugnung 
ist es jetzt noch möglich, das Gefährdungspotential dieser Pandemie zu leugnen. Global be-
trachtet, haben einige Länder den Höhepunkt der ersten Phase noch nicht erreicht (Schweden, 
USA, Brasilien), während in anderen Regionen bereits eine zweite Welle der Pandemie ein-
gesetzt hat (Iran, Israel, Serbien)4. Deutschland hat wie viele andere Länder in Westeuropa 
 
1 Für Kritik und Hinweise danke ich Willi Brase, Ansgar Klein, Karin Lenhart, Margit Mayer, Dieter Rucht, Hanns-
Jörg Sippel, Loring Sittler und Rupert Graf Strachwitz.  
2 Diese Aussage findet sich in seinem Bericht über die Fleckfieberepidemie in Oberschlesien an die Preußische 
Regierung. 
3 So z.B. Philippe Schmitter (2020: 1) und John Keane (2020). 
4 Im Detail vgl. Fulterer, Ruth u.a. 2020: Eindämmung, zweite Welle oder gar nicht aus der ersten heraus: Welche 
Länder im Kampf gegen Covid-19 Erfolg haben – und welche nicht. In: Neue Zürcher Zeitung vom 7. Juli 2020. 
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bereits die erste Phase eines weitreichenden gesellschaftlichen Shutdowns – vom Verbot von 
Großveranstaltungen über Schul- und Kitaschließungen bis zu allgemeinen Ausgeh- und Kon-
taktverboten – durchlaufen und befindet sich mitten in einer zweiten Phase der schrittweisen 
Öffnung. Ob das Infektionsgeschehen dabei in den lockeren Ferienzeiten kontrollierbar bleibt 
oder neuerliche Schließungen gesellschaftlicher Institutionen und Grenzen kommen werden 
(die „zweite Welle“), wie dies aus epidemiologischer und virologischer Sicht mit einiger Ge-
wissheit für die kältere Jahreszeit erwartet wird, ist aktuell offen. Diese Unsicherheit gilt auch 
noch immer für zahlreiche Eigenschaften und Wirkungen des neuartigen Virustyps.  
 
Virus-Pandemien hat es gerade in den letzten Jahrzehnten häufig gegeben, Tendenz stei-
gend. Erinnert sei an die „Vogelgrippe“, die „Schweinegrippe“ oder an Ebola. COVID-19 ist 
zwar bislang weniger tödlich als andere bekannte Viren, wie z.B. Ebola, aber es ist hoch an-
steckend und dies in besonderer Weise gerade dann, wenn die Infizierten (noch) keine Symp-
tome zeigen. Ob und wie lange Menschen, die sich infiziert hatten, immun sind, ist unklar. 
Bislang gibt es weder eine erfolgversprechende Medikation noch einen Impfschutz.  
 
Offensichtlich hat das Virus die Kraft, selbst die nationalen Gesundheitssysteme in der OECD-
Welt zu überfordern, von denen im globalen Süden ganz abgesehen. Wuhan, Bergamo, New 
York und andere Weltregionen sind zu Negativbildern für überfüllte Intensivstationen, monst-
röse Leichentransporte, rigide Quarantänen und massive Ausgangsbeschränkungen gewor-
den. Dies ist der Bevölkerung in Deutschland bislang weitgehend erspart geblieben. Aber Ge-
sichtsmasken bestimmen auch erstmals in unseren Gesellschaften selbst in Phasen der Lo-
ckerung den öffentlichen Alltag bzw. das, was die verschiedenen Varianten des Lockdown und 
„social distancing“ 5 im Sinne des physischen Abstandhaltens nach ihren partiellen Lockerun-
gen davon übrig lassen. Auch in Deutschland ist es in der Lockerungsphase erneut zu regio-
nalen Hotspots mit zahlreichen Infizierten gekommen (z.B. im Kreis Gütersloh). Die Unsicher-
heit bleibt. 
 
Die Pandemiebekämpfung durch Quarantänen, Schließungen oder Ausgangsbeschränkun-
gen erzeugt zudem Kollateralschäden aller Art. Eine schwere Wirtschaftskrise und ihre Be-
kämpfung mit enormen öffentlichen Mitteln gehören zu den sichtbarsten Folgen. Es gibt kaum 
einen gesellschaftlichen Bereich, der nicht von der Pandemiebekämpfung beeinträchtigt wird. 
Stets geht es darum, den erwarteten Gesundheitsschutz mit den möglichen Folgelasten ab-
zuwägen und zu vermeiden, dass die Kollateralschäden den Primärschaden übersteigen. Al-
lerdings sind solche Abwägungen im Umgang mit Pandemien nur schwer möglich und stets 
 
5 Die gebräuchliche Aufforderung zum „social distancing“ ist irreführend, denn es geht um räumlichen Abstand bei 
gleichzeitiger sozialer Nähe (Abel/McQueen 2020). 
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riskant. Bei anderen Naturkatastrophen oder technischen Unfällen lassen sich die Folgen 
leichter abschätzen, weil sie in der Regel sichtbar sind. Dies gilt nicht in gleicher Weise für 
virale Infektionsketten. 
 
Schließlich ist der Umgang mit Pandemien stets mit grundlegenden Unsicherheiten und Ängs-
ten verbunden, die zusätzliche Schäden verursachen können: „Pandemics are potentially very 
destructive phenomena, and for that reason, they both fascinate and frighten us. But because 
they might also turn out to be relatively mild, pandemics often become sites of contestation 
and conflict. Perhaps the most important characteristic of these diseases, then, is the fact that 
they are shot through with uncertainty. While they are only potentially destructive, they neces-
sarily involve a great degree of uncertainty—and this is what makes the task of staging a col-
lective response to pandemics such a challenge“ (Bjorkdahl/Carlsen 2019: 1). Mit Pandemien 
entstehen Unsicherheitsräume, die gefüllt werden wollen. Dies kann durch wissenschaftlich 
gestützte Aufklärung, aber auch durch Leugnung oder regressive Ideenwelten und Verschwö-
rungsfantasien gepaart mit Aggressionen gegen vermeintliche Verursacher geschehen. 
 
Ob dieser krisenhafte Ausnahmezustand anhalten und in zentralen Aspekten zu einer „neuen 
Normalität“ wird, wissen wir zurzeit nicht. Offen ist auch das Ausmaß der vielfältigen gesell-
schaftlichen Auswirkungen der Pandemie. Szenarien der schnellen Rückkehr zur „alten“ Nor-
malität konkurrieren mit der teils hoffnungsvoll, teils düster eingefärbten Erwartung, dass kein 
Stein auf dem anderen bleiben wird. Daneben gibt es zahlreiche Varianten eines „mittleren 
Wegs“ aus der Krise, die von einer Mischung aus Kontinuität und Veränderungen ausgehen. 
Vieles spricht jedenfalls dafür, dass wir uns auf eine längere Zeit, vielleicht für Jahre, darauf 
einrichten müssen, mit COVID-19 zu leben. Dies fordert unsere individuelle und politische 
Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit in besonderer Weise heraus, denn keines der Post-
Corona-Szenarien wird ohne unser Zutun, unsere Duldsamkeit oder unser Abwarten eintreten.  
 
Nachfolgend werden einige der demokratischen Herausforderungen thematisiert, die mit der 
Pandemie und ihrer Bekämpfung in Deutschland sichtbar geworden sind. Auch wenn es nahe 
liegt, dass vor allem epidemiologische und gesundheitspolitische Dimensionen, gefolgt von 
den ökonomischen Folgen im Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit stehen, sollte ver-
stärkt in den Blick genommen werden, ob und in welchem Umfang die Pandemiebekämpfung 
auch hierzulande demokratische Schäden angerichtet hat und weiterhin anrichtet – und ob 
dies unvermeidlich ist. Schließlich ist COVID-19 bereits in zahlreichen Ländern der Welt zum 
„antidemokratischen Virus“ (Forst 2020) geworden. Ein Virus kann zwar keine politische 
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Botschaft enthalten, aber es wirkt – ist erst einmal ein „Ausnahmezustand“ erklärt6 - als Kata-
lysator oder Beschleuniger, schränkt soziales Leben ein und bietet besondere politische An-
forderungen und Gelegenheiten. In vielen autokratischen Regimen ist in der Folge von Corona 
die demokratische Fassade weiter gebröckelt (Freedom House 2020). Bereits Ende April 
kommt eine international vergleichende Forschungsgruppe zu dem Ergebnis, dass sich unter 
dem Eindruck der Pandemie in 48 Staaten starke und in 34 Staaten mittlere Rückschritte in 
Sachen Demokratie beobachten lassen, während nur 47 Länder demokratisch stabil geblieben 
sind (Lührmann u.a. 2020).  
 
Die Virusbekämpfung wird auch in Zukunft soziale und wirtschaftliche Einschränkungen und 
Opfer abverlangen. Umso mehr muss es darum gehen, dauerhafte Demokratieschäden zu 
vermeiden. Für eine möglichst demokratische Form des Umgangs mit der Pandemie spricht 
auch ein erster Ländervergleich, der Demokratien überwiegend bessere Noten im Umgang mit 
dieser Notlage bescheinigt (Brusis 2020). Allerdings lassen neuere Erfahrungen in den USA, 
Großbritannien oder Brasilien Zweifel an dieser pauschalen Bewertung aufkommen. 
 
Dabei setzt die demokratische Herausforderung bereits im veränderten Alltagsleben ein, wo 
wir im wohlverstandenen Eigeninteresse und zum Schutz unserer Mitmenschen zu physi-
schem Abstand und zur Kontaktvermeidung angehalten sind – zumindest solange uns keine 
Alternativen wie Impfstoffe und Medikamente zur Verfügung stehen. Albrecht von Lucke be-
fürchtet eine Zäsur, die umso einschneidender sein dürfte, je länger die Einschränkungen 
durch die Pandemie-Bekämpfung andauern: „Indem Distanzhalten zur neuen Maxime wird, ist 
das öffentliche Leben für unabsehbare Zeit zum Erliegen gekommen. Damit wird genau das 
beendet, was unsere modernen, demokratischen Gesellschaften im Kern ausmacht, nämlich 
menschlicher Kontakt und Austausch in allen Dimensionen, politisch, sozial und kulturell. Der 
Mensch als geselliges Wesen, als animal sociale und zoon politicon, findet nur noch in stark 
eingeschränktem Maße statt“ (von Lucke 2020: 90f.)7. 
 
Bei der Diagnose „Schluss mit Gesellschaft“8 handelt es sich nicht um eine Reminiszenz an 
althergebrachte Traditionen des politischen Denkens. Neuere sozialwissenschaftliche Be-
funde bestätigen den vielfältigen individuellen und gesellschaftlichen Nutzen alltäglicher Be-
gegnungen - etwa für die Stärkung des Sozialkapitals (Putnam 2000) oder von Toleranz und 
Zivilität. Noch immer kommt der „Kontakthypothese“ erhebliche Bedeutung zu, wenn es um 
 
6 Der „Verfassungsblog“ hat zahlreiche Länderberichte versammelt, die für die verschiedenen Varianten des erklär-
ten oder impliziten Notstands sensibilisieren (https://verfassungsblog.de/introduction-list-of-country-reports/). 
7 Zur fundamentalen Bedeutung gemeinschaftlichen Lebens als Grundlage von Demokratie in der US-Tradition und 
ihrer Gefährdung in Zeiten der Isolation vgl. Robin 2020. 




die Überwindung von Vorurteilen und Fremdenfeindlichkeit durch alltägliche Begegnungen 
geht (Schönwälder u.a. 2016). Je länger Kontakteinschränkungen und Isolation andauern, 
desto stärker dürften nicht nur Angst und Verzweiflung, sondern auch antisoziale Haltungen, 
fremdenfeindliche Vorurteile und andere Formen der gruppenbezogenen Menschenfeindlich-
keit anwachsen. Vor allem aus Regionen mit vormals offenen Grenzen wird eine Wiederbele-
bung von Abwertungen und Anfeindungen entlang national-völkischer Stereotype berichtet. 
Empathie und Vertrauen in andere Menschen droht Schaden und damit auch zentralen Vo-
raussetzungen einer demokratischen politischen Kultur. Die Pandemieabwehr ist stets in der 
Gefahr, einseitig von dem Vertrauen in Mitmenschen und in demokratische Institutionen zu 
zehren, das in besseren Zeiten gebildet wurde, ohne aktuell selbst dazu einen positiven Bei-
trag zu leisten. Mit den Einschränkungen öffentlicher Begegnungen wird auch der politische 
Raum eingeschnürt. 
 
Aber es gibt auch eine andere Seite. Krisen machen nicht nur längerfristige Trends sichtbar, 
sondern legen auch Potentiale und Ressourcen für eine Nachkrisengesellschaft offen. Ent-
sprechende Analysen stehen noch aus, aber es deuten sich einige positive Corona-Botschaf-
ten an, die wenigstens benannt werden sollen. Bemerkenswert ist z.B. die verstärkte Medien-
nutzung. Dabei fällt vor allem die Wertschätzung seriöser Quellen und Zeitungen in Deutsch-
land bei einem beachtlichen Teil der Bevölkerung auf.  Anspruchsvolle Nachrichtensendungen 
und ausführliche wissenschaftliche Podcasts finden ein wachsendes Publikum (Peter/Brosius 
2020: 10). Corona ist zumindest in Deutschland, aber auch in anderen westeuropäischen Län-
dern nicht zur großen Stunde von Fake-News und ihren rechtspopulistischen Nutzern gewor-
den. Die Pandemie-Ängste haben nicht das Ende der Vernunft bedeutet, sondern im Gegenteil 
das Vernunftpotential einer immer besser gebildeten Gesellschaft sichtbar gemacht9. 
 
Noch vor den ersten verordneten Ausgangsbeschränkungen haben sich zahlreiche Menschen 
auf die neuen Pandemiebedingungen eingestellt. Sie sind zuhause geblieben und haben nicht 
notwendige Kontakte vermieden. Sichtbar wurde die Bereitschaft zu einschneidenden Verän-
derungen in der eigenen Lebensweise, wenn dies als erforderlich angesehen wird. Auch unter 
den einschränkenden Bedingungen einer Pandemie sind die Solidaritätspotentiale dieser Ge-
sellschaft deutlich geworden. Nachbarschaftshilfen aller Art sind neu entstanden und haben 
einen Boom erlebt - oft durch digitale Plattformen vermittelt und kommunal unterstützt.  
Dass Menschenleben in den öffentlichen Debatten überwiegend keinem Nutzen/Kosten-Kalkül 
unterworfen werden, bedeutet zweifellos einen zivilisatorischen Fortschritt, drohte doch ange-
sichts des Infektionsprofils eine Abwertung von Älteren und anderen Risikogruppen. Fast 
 
9 Vgl. hierzu den anregenden Essay von Steven Pinker (2020), der die Karriere von Verschwörungsideen als Ele-




scheint es so, als hätten sich die grundlegenden Aussagen des Bundesverfassungsgerichts in 
seinem Urteil zum Luftsicherheitsgesetz aus dem Jahr 2005 herumgesprochen: „Das mensch-
liche Leben ist die vitale Basis der Menschenwürde als tragendem Konstitutionsprinzip und 
oberstem Verfassungswert ... Das gilt unabhängig auch von der voraussichtlichen Dauer des 
individuellen menschlichen Lebens.“10  
Öffentlichen Infrastrukturen und Einrichtungen, allen voran im Gesundheitsbereich erfahren 
deutlich mehr Anerkennung und ihnen wurde eine lange vermisste Wertschätzung zu teil. 
Schließlich war und ist eine demonstrative Neueinstufung einiger „systemrelevanter Gruppen“ 
(vor allem das Pflegepersonal in Krankenhäusern und Alteneinrichtungen, aber auch die Mit-
arbeiterInnen in Lebensmittelmärkten) zu beobachten11. Ob die Aufwertung und wachsende 
gesellschaftliche Anerkennung auch nach der Corona-Krise folgenreich anhalten, bleibt offen. 
Dies gilt auch für andere Solidaritätserfahrungen. Immerhin gibt es dafür ein gesellschaftliches 
Potential und einen praktisch wirksamen sozialen Zusammenhalt, dessen Existenz vielfach 





10 BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 15. Februar 2006, 1 BvR 357/05, Rn. 132. 
11 In die politischen Beratungsprozesse zum Umgang mit der Pandemie waren sie jedoch in der Regel nicht einbe-
zogen (vgl. Wagner 2020). 
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2. Zum politischen Profil der Corona-Bekämpfung in Deutschland 
 
„Die Bürger vertrauen der Regierung.  
Aber die Regierung vertraut den Bürgern kaum.“  
Oliver Zimmer, Oxford-Historiker 202012 
 
Verglichen mit vielen anderen Ländern kann sich die Corona-Bekämpfung in Deutschland 
durchaus sehen lassen13. Das gilt vor allem für die Zahl der Infizierten und Toten. Maßgeblich 
dürften dafür in erster Linie strukturelle Ressourcen sein, wie die vergleichsweise gute Qualität 
der Gesundheitsinfrastruktur und die beachtlichen Behandlungskapazitäten im Intensivbe-
reich. Die virale Herausforderung mit enormen Kosten an Menschenleben wurde auch zu kei-
nem Zeitpunkt durch staatliche Instanzen geleugnet, verharmlost oder verdrängt (wie in den 
USA, Großbritannien oder Brasilien). Es wurde kein allgemeiner Ausnahmezustand ausgeru-
fen und vom Notstandsrecht Gebrauch gemacht. Auch der Versuch der politischen Führung, 
autoritäre Ermächtigungsprofite zu erzielen (wie z.B. in Ungarn), blieb weitgehend aus. Eine 
Entmachtung der parlamentarischen Opposition durch Notverordnungen hat ebenfalls nicht 
stattgefunden. Im Unterschied zu einigen Nachbarländern (wie z.B. Frankreich) gaben die po-
litisch Verantwortlichen einen erfreulich zivilen Ton im Umgang mit dem Virus vor und verzich-
teten auf militärische Metaphern14. Stattdessen ließ sich die Politik in der ersten Phase bis zur 
„Lockerung“ vergleichsweise sachlich und transparent durch einen Kreis von Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern aus Virologie und Epidemiologie beraten, deren Erkenntnisse 
und Empfehlungen zeitgleich einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung standen (sehr im Un-
terschied zu den USA oder China)15.  
 
12 In einem Interview mit der Neuen Zürcher Zeitung am 13. Mai 2020. 
13 Auf die vielfältigen nationalen Unterschiede und Ähnlichkeiten in der Corona-Bekämpfung der ersten Phase ma-
chen Weible u.a. (2020) aufmerksam. Eine aktuelle Übersicht zu den nationalen Profilen der Pandemiebekämpfung 
bietet eine Netzseite des Internationalen Währungsfonds (https://www.imf.org/en/Topics/imf-and-COVID19/Policy-
Responses-to-COVID-19#U). Ein Blick auf diese Vielfalt macht deutlich, dass es sehr wohl politische Alternativen 
in der Pandemiebekämpfung gibt. Und sie sind keineswegs nur vom jeweiligen Infektionsgeschehen abhängig. Die 
politische Kultur, öffentliche Infrastrukturen und besonders der Zustand des Gesundheitssystems spielen eine er-
hebliche Rolle. 
14 Kriegsbeschwörungen sind im Umgang mit Pandemien zwar sachlich unsinnig, aber machtpolitisch durchaus 
populär (vom „Volkskrieg“ gegen das Virus in China bis zur „Mobilmachung“ in der Schweiz): „Staats- und Regie-
rungschefs finden daran Gefallen. Sie beschwören gern den Krieg, auch wenn weit und breit kein Feind in Sicht ist, 
auch wenn kein einziger Soldat auf einen anderen schießt. Mit Krieg hat das alles wenig zu tun. Aber viel mit 
Metaphern. Diese evozieren höchste Gefahr, entschlossener Kampf und Sonderrechte für den Kommandierenden“ 
(Widmer 2020).  
15 Die von Virologinnen und Virologen geprägte Anfangsphase und deren anhaltender Einfluss in Deutschland lässt 
sich nicht angemessen als Expertokratie oder Technokratie beschreiben. Zu auffällig war die Zurückhaltung der 
meisten Fachleute, wenn es um die Übersetzung ihres Fachwissens in politisch relevante Entscheidungen ging. 
Stilbildend wirkte und wirkt etwa der Corona-Podcast des Berliner Virologen Christian Drosten, der immer wieder 
aus erster Hand neue internationale Forschungsergebnisse präsentiert und gleichzeitig sein Publikum exempla-
risch an einem wissenschaftlichen Lernprozess über die Eigenschaften eines noch unbekannten Virus - inklusive 
Nichtwissen, Fehleinschätzungen und Revisionen - teilhaben lässt. Mit einem eigenen Wissenschafts-Podcast ha-
ben Virologen, wie Christian Drosten versucht, der politischen und medialen Vereinnahmung und Instrumentalisie-




Die konkreten Verordnungen und präventiven Maßnahmen zum physischen Abstandhalten 
(„social distancing“), zur Schließung öffentlicher Einrichtungen, zu Ausgangsbeschränkungen 
und Schutzpflichten bewegen sich im europäischen Vergleich auf einem mittleren Niveau. Ge-
läufige Begriffe wie Lockdown, Shutdown und Quarantäne verdecken, dass damit international 
eine Palette von Maßnahmen mit im Detail sehr unterschiedlicher Eingriffstiefe in das Alltags-
leben bezeichnet wird. Ein (fast) kompletter gesellschaftlicher Stillstand, wie dies zeitweise in 
Italien oder Spanien der Fall war, blieb der Bevölkerung in Deutschland trotz aller Härten und 
Einschränkungen (etwa Überlastung von Familien durch Kita- und Schulschließungen, „Home-
schooling“16 und Homeoffice oder die Besuchsverbote in Pflegeinrichtungen) selbst in der ers-
ten Phase erspart. Abgesehen von einigen Branchen gab es keine allgemeine, staatlich ver-
ordnete Schließung von größeren Produktionsstätten in Deutschland. Das Gros der industriel-
len Betriebsschließungen war eine Folge unterbrochener Lieferketten und fehlender Nach-
frage. 
 
Dennoch sind auch in Deutschland demokratische Kosten und Kollateralschäden in der ersten 
Phase der Pandemie unübersehbar. Die für überforderte Familien beklagte Retraditionalisie-
rung von Geschlechterrollen17 hatte ein politisches Pendant. Zu beobachten war der Rückfall 
in eine längst überwunden geglaubte „demokratische Elitenherrschaft“18 inklusive „Zuschau-
erdemokratie“19. Die sonst gerne beschworene aktive Bürgerschaft stand unter Quarantäne. 
Im Banne von Corona schienen Bürgerbeteiligung und eine engagierte Zivilgesellschaft nicht 
systemrelevant. Gefragt waren stattdessen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
staatlichen Maßnahmen und Verordnungen, ihre Folgebereitschaft und Leidensfähigkeit ge-
genüber den diversen Grundrechtseinschränkungen. Diese Erwartungen wurden zunächst 
übererfüllt. Widerstände und Proteste blieben in der ersten Phase die große Ausnahme. Die 
freiheitseinschränkenden Maßnahmen fanden sogar breite Unterstützung und politische Insti-
tutionen wie die verantwortlichen Personen erzielten beachtliche Vertrauenszuwächse20. 
 
16 Der Begriff Homeschooling ist eigentlich reserviert für die selbstorganisierte und freiwillige Übernahme der schu-
lischen Bildung durch Eltern, die besonders in wohlhabenden Kreisen der USA populär ist. 
17 In welchem Umfang sich diese Tendenz umgesetzt hat und wie dauerhaft seine Effekte sein werden, kann aktuell 
nicht beurteilt werden.  
18 Das 1942 von Joseph A. Schumpeter entwickelte Konzept prägte das Demokratieverständnis der ersten Nach-
kriegsjahrzehnte. Danach wird das politische Geschehen von professionellen Eliten geprägt, die in regelmäßigen 
Wahlen um Wählerstimmen konkurrieren. Eine darüber hinaus aktive Bürgerschaft ist nicht vorgesehen.  
19 Diesen Begriff hat Rudolf Wassermann, Präsident des Oberlandesgerichts Braunschweig in den 1980er Jahren 
populär gemacht (Wassermann 1986). Allerdings sah er damals in der Dauerpräsenz der politischen Parteien im 
öffentlichen Raum die wesentliche Ursache dafür, dass die Bevölkerung, die eigentliche Souverän, auf einen Zu-
schauerstatus zurückgestuft wurde.  
20 „Mehr als zwei Drittel (68 Prozent) aller Menschen in Deutschland halten den Staat derzeit für stark und hand-
lungsfähig. Sieben von zehn (70 Prozent) sind zufrieden damit, wie die Regierung mit dem Coronavirus umgeht“ – 
so der Befund einer repräsentativen Befragung in der letzten Aprilwoche (Vehrkamp/Bischoff 2020: 1). Allerdings 
setzen die Autoren ein Fragezeichen, was die Stabilität dieser situationsbezogenen und erfolgsabhängigen Bewer-
tungen angeht. In anderen Ländern (Frankreich, Großbritannien, USA, Brasilien) lassen sich dagegen massive 




Aus demokratischer Perspektive sind folgende, womöglich nachwirkende Entwicklungen der 
ersten Phase zu beklagen: 
 
1. Einmal mehr ist eine Notlage zur Stunde der Exekutive, genauer der politischen Spitzen, 
geworden. Die Kanzlerin, Mitglieder des Bundeskabinetts und die Ministerpräsident_innen der 
Bundesländer haben den Ton angegeben. Zentrale Gesetze wurden weitgehend ohne breite 
öffentliche und parlamentarische Debatte oder die Prüfung von Alternativen durchgesetzt. 
Sichtbare Folge war eine demonstrative, top-down geprägte „refeudalisierte“ Öffentlichkeit21, 
die wesentlich von einer kleinen Gruppe der politisch Verantwortlichen geprägt wurde. In ihren 
nichtöffentlichen Telefon- und Videorunden managten sie die Krise, die politische Opposition 
war kaum sichtbar. Selten waren TV-Talkrunden so von Bundesminister_innen und Minister-
präsident_innen dominiert, die sich um die Legitimation ihrer Entscheidungen im Namen von 
epidemiologischen Notwendigkeiten bemühten.  
 
In der Öffnungsphase seit Anfang Mai bröckelt dieses autoritative Erscheinungsbild. Bundes-
länder und einzelne Kommunen gehen verstärkt eigensinnige Schritte aus dem Lockdown. 
Damit lockert sich auch die Legitimation durch epidemiologische Befunde und andere gesell-
schaftspolitische Erwägungen gewinnen an Bedeutung. Der so entstehende ordnungspoliti-
sche Flickenteppich schafft nicht nur Verunsicherungen, sondern erweitert auch den Raum für 
öffentliche Debatten. 
 
2. Die Dominanz der Exekutive war nur durch eine weitgehende „Selbstabdankung der Parla-
mente“ möglich (Merkel 2020). Die tiefsten Grundrechtseinschnitte in der Geschichte der Bun-
desrepublik sowie staatliche Rettungs- und Konjunkturprogramme in bislang unbekannter 
Höhe wurden in kürzester Frist durch Bundestag und Bundesrat geschleust. Mit diesen be-
schleunigten Verfahren wurde nicht nur die Kontrollfunktion des Parlaments erheblich be-
schnitten, sondern auch die parlamentarische Legitimation durch Argument und Gegenargu-
ment beschädigt. Der in den Parlamenten zunächst nur geringe Widerstand kann das entstan-
dene Kommunikations- und Legitimationsdefizit nicht kompensieren.  
 
Der frühere Bundesinnenminister Gerhard Baum sieht in der mangelnden Mitwirkung der Par-
lamente ein wesentliches rechtstaatliches Defizit. Es sei ihm unverständlich, „dass der 
 
21 Mit dem Begriff „Refeudalisierung“ hat Jürgen Habermas bereits Anfang der 1960er Jahre Zerfallsprozesse einer 
„räsonnierenden“ Öffentlichkeit bezeichnet. Die Beschneidung der kritischen Öffentlichkeit hat verschiedene Er-
scheinungsformen. Eine davon ist in der Aushandlung der staatlichen Rettungspakete besonders hervorgetreten: 
„In ihr streben die Organisationen mit dem Staat und untereinander politische Kompromisse, möglichst unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit, an“ (Habermas 1962: 252). 
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Bundestag und etliche Landesparlamente ihre Rechte so ohne Weiteres aus der Hand gege-
ben haben. ... Die Parlamente müssen auch über die Fortgeltung der tiefgreifenden Grund-
rechtseingriffe durch die sogenannten Coronaschutzverordnungen der Landesregierungen, 
die die Eindämmung des Virus bezwecken, entscheiden“ (Baum 2020)22. 
 
3. Es kommt zu den massivsten Einschränkungen ziviler, politischer, ökonomischer und sozi-
aler Bürgerrechte in der Geschichte der Bundesrepublik. Politisch brisant sind vor allem die 
Beschneidungen der Freizügigkeit (Art. 11) und der Versammlungsfreiheit (Art. 8 Grundge-
setz). Letztere ist, wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Brokdorf-Beschluss vom 14. 
Mai 1985 (BVerfGE 69, 315) betont hat, von elementarer Bedeutung, weil sie als „ein Stück 
ursprünglicher ungebändigter unmittelbarer Demokratie“ jenen Menschen politische Partizipa-
tionsmöglichkeiten eröffnet, die ansonsten wenig politischen Einfluss haben. Dies gilt umso 
mehr, wenn in Krisenzeiten die Institutionen der repräsentativen Demokratie ihre Kontrollfunk-
tion nur eingeschränkt wahrnehmen. 
Die große Ansteckungsgefahr von COVID-19 und eine mögliche Überlastung des Gesund-
heitssystems durch viele gleichzeitig infizierte Menschen erforderte und legitimierte politisches 
Handeln, muss es doch zuallererst darum gehen, ein zentrales staatliches Schutzversprechen 
einzulösen: das „Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit“ (Artikel 2,2 Grundgesetz). 
Allerdings rechtfertigt dies keine generelle Aushebelung politischer Freiheitsrechte (vgl. 
Pautsch 2020). 
 
Ob die konkreten Grundrechtseinschränkungen stets notwendig, abgewogen, angemessen 
und zweckmäßig waren und noch immer sind, kann allerdings bezweifelt werden. So machten 
einige Gerichte in Einzelentscheidungen deutlich, dass in den grundrechtseinschränkenden 
Verordnungen der Länder und ihrer Umsetzung durch lokale Ordnungsbehörden z.B. bei pau-
schalen Demonstrationsverboten nicht selten gegen das Gebot der Verhältnismäßigkeit ver-
stoßen wurde. „Das Grundgesetz kennt keinen Sonderermächtigungstatbestand für Epide-
mien, auch nicht für Pandemien“ (Bäcker 2020). Auch temporäre Einschränkungen der Bür-
gerrechte müssen sich stets der Frage stellen, ob sie in dieser Form jeweils notwendig sind.  
Unter dem Schutzschirm gegen Corona verkümmerten die politischen Grundrechte. Für die 
Versammlungsfreiheit lässt sich in der ersten Phase festhalten: „Die meisten zur Bekämpfung 
der Corona-Epidemie ergangenen Rechtsakte der Länder laufen – jedenfalls in der Auslegung 
 
22 Ein konservativer Schweizer Beobachter kommentiert die Rolle des deutschen Parlaments in der Corona-Krise: 
„In Wahrheit haben die Parlamentarier monatelang zugeschaut, wie die Exekutive die schwersten Grundrechtsein-
griffe in der Geschichte des Landes mit einfachen Rechtsverordnungen und ohne gesetzliche Grundlage durchge-
setzt hat.“ Die Ankündigung der Fraktionsvorsitzenden der Regierungsparteien Anfang Mai, die Regierungspraxis 
nun überprüfen zu wollen, dränge die Frage auf: „Was haben sie seit Mitte März getan? Ein Parlament, das sich 
erst in dem Moment an seine zentrale Aufgabe im Staatsgefüge erinnert, wenn eine befürchtete Notlage fürs Erste 




zahlreicher Behörden, häufig gerichtlich bestätigt – auf ein generelles Versammlungsverbot 
hinaus. Diese sich abzeichnende Behörden- und Gerichtspraxis verkennt den Gewährleis-
tungsgehalt des Art. 8 GG grundlegend und verkehrt ihn teilweise sogar in sein Gegenteil, was 
Anlass zur Sorge bietet. Dabei gibt es zahlreiche Möglichkeiten, die Versammlungsfreiheit 
Corona-konform zu gewährleisten“ (Gutmann/Kohlmeier 2020).23. „Grundrechte in Quaran-
täne. Ein Virus infiziert den Rechtsstaat“ lautet der provokative Titel einer für den Herbst 2020 
angekündigten Bilanz (Scheibe 2020).  
 
4. Auch andere Formen der Demokratie werden beeinträchtigt. Unter Corona-Bedingungen 
sind die Wahlvorbereitungen für Kommunalwahlen, wie z.B. im Herbst in NRW, schwierig. Das 
Sammeln von Unterschriften für Kandidatenlisten gerät unter Druck. Davon sind vor allem 
neue Gruppierungen betroffen. „Das passive Wahlrecht, die Möglichkeit, gewählt zu werden, 
wird also mehr und mehr erschwert. Corona könnte für neue Gruppierungen damit zu einer Art 
neuer Sperrklausel werden. ... Bei einem knappen Ausgang der Stadtratswahl können kleine 
Gruppierungen Zünglein an der Waage sein. Die aktuelle Lage verändert dann die politischen 
Mehrheiten von morgen“ (Trennhäuser 2020). Auch die Arbeit der Kommunalparlamente leidet 
unter Öffentlichkeitsentzug, der inzwischen an einigen Orten kreativ durch online-Übertragun-
gen gemildert wird (Achelpöhler/Husmann 2020). 
 
Unter den Corona-Einschränkungen leidet auch die direkte Demokratie. „Ebenfalls außer Kraft 
gesetzt ist derzeit die kommunale wie landesweite direkte Demokratie. Den Start einer lange 
geplanten landesweiten Volksinitiative zum Artenschutz musste deren Initiativbündnis, beste-
hend aus mehreren Naturschutzverbänden, verschieben. Kommunal stecken mehrere Bürger-
begehren in den Startlöchern oder gar mitten in der Unterschriftensammlung fest und kommen 
nicht weiter. Besonders schwierig ist die Situation dann, wenn Bürgerbegehren sich gegen 
Ratsbeschlüsse richten. ... die Verunmöglichung von Bürgerbegehren in der aktuellen Situa-
tion wird politisches Handeln in den Kommunen aller Voraussicht nach verändern“ (Trennhäu-
ser 2020). Einige Bundesländer, wie z.B. Hamburg und Baden-Württemberg, haben auf dieses 
Dilemma mit einer Verlängerung der Fristen für Unterschriftensammlungen reagiert. 
 
 
23 Beispielhaft ist die Auseinandersetzung um das Versammlungsverbot gegen eine Veranstaltung mit dem Titel 
„Abstand statt Notstand – Verwaltungsrechtler*innen gegen eine faktische Aussetzung der Versammlungsfreiheit“, 
das zunächst vom Verwaltungsgericht Hamburg am 16. April mit dem Hinweis aufgehoben wurde: „Die infektions-
schutzrechtlichen Anforderungen an Versammlungen müssen sich an den allgemein geltenden Regelungen für den 
Aufenthalt im öffentlichen Raum ausrichten. Warum steigt das Infektionsrisiko beim Aufenthalt von 25 Personen 
mit 2 m Abstand zueinander, wenn diese durch den Zweck der gemeinsamen Meinungsbildung verbunden sind?“ 
(Ernst 2020: 3). Kurz vor Beginn der Versammlung kassierte das zuständige Oberverwaltungsgericht jedoch den 
Beschluss. „Das OVG sieht die Versammlungsfreiheit gegenüber dem Schutz des Lebens und der körperlichen 
Unversehrtheit aus zwei Gründen zurücktreten. Zum einen sei das Verbot befristet und die Intensität des Eingriffs 
in die Versammlungsfreiheit deshalb abgeschwächt... 
Zum anderen sei es den Veranstaltern zumutbar, eine gemeinsame Meinungskundgabe in anderer Form, etwa im 
Wege digitaler Medien, zu vollziehen“ (Ernst 2020: 5). 
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5. Gesetzliche Grundlage der vielfältigen Grundrechtseinschränkungen (Versammlungsver-
bote, Meldepflichten, Mobilitäts- und Kontakteinschränkungen etc.) ist das 2001 modernisierte 
und aktuell mehrfach verschärfte Infektionsschutzgesetz (IfSG)24. Es bildet den rechtlichen 
Rahmen für die Allgemeinverfügungen, Erlasse und Corona-Verordnungen der für den Ge-
sundheitsschutz zuständigen Bundesländer, die Maßnahmen zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten anordnen können25 und dies auch mit unterschiedlichen Ak-
zenten taten und noch immer in Teilbereichen tun. Diese Einschränkungen der Grundrechte 
auf dem Verordnungswege bewegen sich verfassungsrechtlich „auf dünnem Eis“, weil sie ge-
gen die Wesentlichkeitstheorie des Bundesverfassungsgerichts verstoßen, die besagt dass 
solche Eingriffe durch das Parlament selbst geregelt werden müssen (Beck 2020: 4).  
Beim IfSG handelt es sich um ein polizei- und ordnungsrechtlich geprägtes Seuchengesetz, 
das Bürgerinnen und Bürger zum gesundheitspolitischen Risiko degradiert, dem nur durch 
Verbote, Zwang und Strafen beizukommen ist26. Dem Gesundheitsminister des Bundes gibt 
es sogar gesetzgeberische Kompetenzen, die den Rahmen der Verfassung sprengen (so kri-
tisch der Verfassungsrechtler Möllers 2020). Kooperation, positive Anreize, gegenseitige Hilfe 
und gemeinsame Lernprozesse sind in diesem vormundschaftlichen Kontext nicht vorgesehen 
(vgl. Frankenberg 2020)27. Starre Verbote lassen keinen Raum für flexible Lösungen, was be-
sonders von zivilgesellschaftlichen Organisationen beklagt wird (Krimmer u.a. 2020: 6). 
 
6. Bürgerinnen und Bürger werden nicht an der rechtlichen, administrativen und institutionellen 
Ausgestaltung der Pandemiebekämpfung beteiligt. Ihre Alltagserfahrungen und ihre soziale 
Phantasie zählen nicht. Von ihnen wird vor allem Folgebereitschaft erwartet, ohne ihre Erfah-
rungen mit den drastisch veränderten Lebensbedingungen in die Politikformulierung und Aus-
gestaltung der Verordnungen etc. einzubeziehen. Mit dem wohlfeilen Hinweis, das Virus ließe 
nicht mit sich reden, wird die Fiktion eines einzig richtigen Wegs im Umgang mit dem Virus 
beschworen. Diese Sichtweise vernachlässigt die notwendigen Lernprozesse im Umgang mit 
 
24 Eine eindrucksvolle Liste der Gesetze und Verordnungen, die Bund und Länder im Kontext von COVID-19 auf 
Grundlage des IfSG verabschiedet haben, findet sich auf: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_infolge_der_CO-
VID19Pandemie_erlassenen_deutschen_Gesetze_und_Verordnungen#Gesetze. 
25 „Neben Meldepflichten, Beobachtung, Tätigkeitsverboten oder der Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen, 
sieht das IfSG unter anderem vor, Erkrankte und ‚Gefährder’, wie heute wohl zu sagen wäre, zu verpflichten, den 
Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder bestimmte Orte nicht zu betreten’ (§ 29) notfalls kann auch 
zwangsweise eine Quarantäne verhängt werden (§ 30). Bei Zuwiderhandeln drohen neben Bußgeldern drakoni-
sche Freiheitsstrafen. Bis zu 5000 € Buße oder fünf Jahre Kriminalstrafe sind kein Pappenstiel. Bund und Länder 
haben sich auf außerordentlich gravierende Anweisungen und Maßnahmen verständigt. Weitere, wie das Handy-
Tracking und die Überwachung durch Drohnen, zeichnen sich ab. Die Infektionsschutzmaßnahmen lassen sich 
Irritationen durch die Corona-Ungewissheiten oder gar Lernbereitschaft nicht anmerken“ (Frankenberg 2020: 2). 
26 Es muss aus demokratischer Perspektive bezweifelt werden, dass es einen angemessenen gesetzlichen Rah-
men für die notwendigen Grundrechtsabwägungen zur Verfügung stellt, wenn es um Grundrechtseinschränkungen 
einerseits und das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) bisher 
nicht Infizierter geht. Je tiefer der jeweilige Grundrechtseingriff, desto erfolgsversprechender und alternativloser 
muss eine Maßnahme diesem Zwecke dienen. Gefordert sind Maßnahmen, die Grundrechte so wenig wie möglich 
beschränken. Diese Prüfung ist zunächst weitgehend unterblieben bzw. wurde den Gerichten überlassen. 
27 Wie tief die Infektionsschutzmaßnahmen der ersten Phase in zahlreiche Grundrechte eingreifen, dokumentiert 
z.B. die Gesellschaft für Freiheitsrechte (https://freiheitsrechte.org/corona-und-grundrechte/).  
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einem neuen Virus. Unter Beachtung der unabdingbaren Primärprävention (Abstandhalten, 
Mundschutz, Hygieneregeln etc.) gibt es eine Fülle von partizipativen Gestaltungsmöglichkei-
ten, die erheblich zum Wohlbefinden unter Coronabedingungen beitragen können. Sie wurden 
auch in der aktuellen Pandemie genutzt, fanden aber kaum öffentliche Anerkennung und Un-
terstützung (Krimmer u.a. 2020: 6). Besonders krass war die Situation in vielen Pflegeeinrich-
tungen, deren BewohnerInnen wochenlang keinen Besuch empfangen durften28. Bürgerstif-
tungen haben z.B. zusätzliche Begegnungshäuschen vor Pflegeeinrichtungen aufgestellt oder 
Altenheime mit Tablets für Videotelefonate ausgestattet (Bürgerstiftung Heidelberg)29. Die vo-
rübergehende Schließung vieler Einrichtungen, Homeoffice und ein kontaktarmer Organisati-
onsalltag haben zudem die Möglichkeiten innerorganisatorischer Demokratie erheblich einge-
schränkt. Eine beteiligungsorientierte Corona-Politik war lange Zeit kein Gegenstand öffentli-
cher Debatten. Ihr Fehlen wurde auch in den vielen Talkshows des öffentlich-rechtlichen Fern-
sehens nicht vermisst. Aber sie war und ist in Ansätzen durchaus vorhanden. 
 
Nicht nur die Coronapolitik selbst blieb weitgehend partizipationsfrei. Bürgerbeteiligung gab es 
unter Pandemiebedingungen nur auf Sparflamme. Verbreitete Beteiligungsformate mit Zufalls-
auswahl, wie z.B. Bürgerräte, die auch in dieser Zeit durchaus möglich gewesen wären, kamen 
kaum zum Einsatz, offene Dialogforen blieben eine Ausnahme. Eine online-Befragung vom 
April 2020, an der sich mehr als 1.700 Personen aus Politik, Verwaltung, Beteiligungsagentu-
ren und Bürgerschaft beteiligten, spricht von einem „verlorenen Jahr“ in Sachen Bürgerbetei-
ligung (bipar 2020). Drei von vier Befragten berichten von ausgefallenen Partizipationsveran-
staltungen. Gleichzeitig wurden Beteiligungsprozesse verstärkt ins Netz verlagert.  
 
Aber digitale Beteiligungsprozesse können aus einer Reihe von Gründen keinen vollwertigen 
Ersatz bieten. Wie in vielen anderen Bereichen kam und kommt es unter Corona-Bedingungen 
bei allen Beteiligten zwar zu einer steilen digitalen Lernkurve (Paust 2020). Überdeutlich sind 
dabei allerdings auch die massiven Ungleichheiten geworden, die sich aus den Versorgungs-
löchern in der digitalen Infrastruktur (nur maximal 50 % der Bevölkerung können auf leistungs-
starke Netze zurückgreifen), den allzu vielen regionalen „weißen Flecken“ (nicht nur im ländli-
chen Raum, sondern bei Belastung auch in zahlreichen städtischen Quartieren), den unzu-
länglichen digitalen Ressourcen vieler Kommunen und der mangelhaften Versorgung mit End-
geräten vor allem bei einkommensschwächeren Bevölkerungsgruppen ergeben. Die diversen 
 
28 Die Deutsche Stiftung Patientenschutz hat dies als „organisierte Freiheitsberaubung“ kritisiert und intelligentere 
und menschenwürdige Alternativen zum Ausbau der Einrichtungen zu Hochsicherheitszonen gefordert (vgl. 
https://www.stiftung-patientenschutz.de/). 
29 Weitere lokale Beispiele für bürgerschaftliche Hilfs- und Unterstützungsangebote sowie Initiativen zur Stärkung 




digitalen Spaltungen, die bei anspruchsvolleren Nutzungen auftreten, sind so erheblich, dass 
der demokratische Mehrwert digitaler Beteiligungsprozesse infrage steht. 
 
7. Als zusätzliche Legitimationsquelle wird stattdessen – zumindest in der ersten Phase des 
Shutdown – auf wissenschaftliche Expertise zurückgegriffen30. Gemessen an der irrlichtern-
den Praxis in anderen, vor allem den populistisch regierten Ländern ist die beratende Präsenz 
von Virolog_innen und Epidemiolog_innen durchaus zu begrüßen und ein hilfreicher Beitrag 
zum Gesundheitsschutz. Ihre Fachkompetenz kann jedoch gesamtgesellschaftliche Perspek-
tiven oder gar eine interdisziplinäre „Wissensdemokratie“ nicht ersetzen, die zudem einen 
sinnvollen Gebrauch vom „Wissen der Vielen“ macht (in `t Veld 2010). Auch der gelegentliche 
Rückgriff auf Expertisen elitärer Honoratiorengremien (wie etwa der „Leopoldina“) kann - 
selbst, wenn sie überzeugender ausgefallen wären - demokratischen Ansprüchen nicht genü-
gen. Die staatliche Corona-Kommunikation bewegte sich in der ersten Phase irgendwo auf 
halber Strecke zwischen paternalistischen Experten und informierten Bürgern. Mängel gab es 
vor allem in der transparenten Kommunikation von Wissen und Nichtwissen sowie der Offen-
legung politischer Entscheidungsprozesse und Interessenkonflikte31. 
Das Setzen auf wissenschaftliche Expertise allein genügt nicht, um in Krisenzeiten Unsicher-
heiten zu bearbeiten. Dazu kann vor allem eine konsistente, argumentativ begründbare Politik 
beitragen. Vielfältige Formen der Bürgerbeteiligung können helfen, Unsicherheit in aktives 
Handeln zu übersetzen. „Preparedness in the face of pandemics might even require expertise 
concerning ‚alternative expertise’ or even anti-expertise movements, for how can we effectively 
transform medical knowledge into workable public health advice if a substantial part of the 
population distrusts mainstream medical knowledge?“ (Bjorklund/Carlsen 2019: 5) Dieses 
Misstrauen war allerdings in Deutschland deutlich weniger präsent und wurde erst in den 
Corona-Protesten sichtbar, die allerdings nur begrenzte Resonanz erzielten. 
 
In der aktuellen Phase der partiellen Öffnung lässt der Rückgriff auf unabhängige Expert_in-
nen deutlich nach und eine korporatistische Interessenpolitik übernimmt wieder weitgehend 
die Agenda. Breite Bürgerbeteiligung und eine partizipative Mitwirkung an den historisch ein-
maligen staatlichen Milliardenprogrammen ist nicht vorgesehen. Immerhin machen seit der 
Öffnungsphase zahlreiche ökologische Proteste deutlich, dass diese wichtigen Weichenstel-
lungen für die Gesellschaft nach Corona nicht einfach hingenommen werden. 
 
30 Die offizielle Kommunikation wird auf die Arbeit des Robert-Koch-Institut gegründet – eine Einrichtung mit hybri-
dem Charakter: einerseits eine Behörde unter Fachaufsicht des Bundesgesundheitsministeriums und andererseits 
ein Forschungsinstitut mit hohen wissenschaftlichen Standards. Das Erscheinungsbild des RKI ist in der Corona-
Krise keineswegs über alle Zweifel erhaben: von der stets verspäteten Erhebung der Infektionszahlen bis zur zö-
gerlichen Empfehlung von Gesichtsmasken (vgl. Garrelts 2020).  
31 Dies sind zwei wichtige Empfehlungen, die ein Autorenteam aus der Analyse des defizitären kommunikativen 
Umgangs mit der „Schweinegrippe“ von 2009 in Deutschland gewonnen hat (Feufel u.a. 2010). 
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3. Vergessene Lektionen, verpasste Gelegenheiten  
 
„Es wird Zeit, den Erfolgsfaktor der Pandemiebekämpfung  
in Deutschland wieder ins Zentrum zu rücken:  
eine selbstverantwortlich handelnde, kompetente Bürgerschaft.“  
Peter Kurz, Oberbürgermeister von Mannheim, 2020 
 
Mit der partiellen Lockerung des Lockdown (eine flächendeckende Öffnung von Schulen und 
Kindereinrichtungen wird in den meisten Bundesländern erst für die Zeit nach den Sommerfe-
rien angekündigt), der Rücknahme einiger Mobilitätseinschränkungen und den ersten Anzei-
chen einer Rückkehr zur „Normalität“ haben auch die weithin akzeptierten Regeln der ersten 
Pandemie-Phase nach und nach an Verbindlichkeit eingebüßt. Bundesländer und einzelne 
Kommunen beschreiten verstärkt seit Anfang Mai in verschiedenen Geschwindigkeiten eigen-
sinnige Wege im Öffnungsprozess. Es entsteht zunächst ein Flickenteppich aus Resten diver-
ser lokaler und regionaler Verhaltensbeschränkungen. Den radikalsten Wechsel kündigte der 
Thüringer Ministerpräsident Bodo Ramelow am 23. Mai 2020 an, als er den Übergang „von 
Ver- zu Geboten, von staatlichem Zwang hin zu selbstverantwortlichem Maßhalten“ in Aussicht 
stellte. Ein grundlegender Abschied von der restriktiven ordnungsrechtlichen Praxis des Infek-
tionsschutzgesetzes hat aber bislang nicht stattgefunden. Allerdings sind in der Lockerungs-
phase stärker die Bundesländer und Kommunen, allen voran die örtlichen Gesundheitsämter 
gefordert, wenn es um die Ausgestaltung der weiterhin notwendigen Pandemiebekämpfung 
geht.  
 
Seit Anfang Mai kommt es in verschiedenen Städten Deutschlands verstärkt zu „Hygiene-De-
monstrationen“, deren Teilnehmer_innen sich unterschiedlichsten Motiven und Parolen gegen 
noch bestehende Einschränkungen wenden. Von solchen, teilweise bizarren Veranstaltungen 
von besorgten Bürger_innen, Rechtsradikalen, Impfgegner_innen und Verschwörungsgläubi-
gen einmal abgesehen, die ihr gemeinsames Thema mit den weiteren Lockerungen verlieren 
werden32, spielte weder im Shutdown noch in der aktuellen Lockerungsphase das Nachden-
ken über den Zustand der Demokratie und die Verfassung der Zivilgesellschaft, ihre Organi-
sationen und Initiativen (bislang) eine Rolle.  
 
 
32 Für diese Prognose spricht das Abflauen der Proteste seit Mitte Juni. Das situativ geprägte, heterogene Protest-
geschehen wurde sehr schnell zu einer „neuen Bewegung“ hochgeschrieben, die in Deutschland besonders stark 
sei (vgl. den Schwerpunkt zu den Corona-Demonstrationen in der Süddeutschen Zeitung vom 14. Mai 2020 mit 




Zu den einschneidenden Erfahrungen in der Corona-Krise gehört, dass Bürgerbeteiligung und 
eine aktive Zivilgesellschaft weithin unter die Räder geraten sind. Beide scheinen Schönwet-
ter-Veranstaltungen, deren Produktivität in Krisenzeiten unter eingeschränkten Bedingungen 
und bei der Bewältigung unerwarteter Herausforderungen nicht gesehen wird - von der Unter-
stützung durch Helfer_innen im Zivil- und Katastrophenschutz, von Nachbarschaftshilfen, Ta-
feln und ehrenamtlicher Sorge einmal abgesehen. Die fatale Botschaft lautet: Eine vielfältige 
Demokratie und eine starke Bürgergesellschaft sind „nicht systemrelevant“33!  
 
Deren Marginalisierung und Beschädigung kann auch in gelockerten Zeiten fortdauern, die 
entstandenen Demokratieschäden inklusive. Wenn es nicht zu lautstarken Wortmeldungen 
kommt, wird dies vermutlich so bleiben. Immerhin ist es zu vereinzelten Protesten des Kran-
kenhauspersonals gekommen. Ob es gelingt, nachdrücklich daran zu erinnern, dass die Zivil-
gesellschaft keine „Folkloreveranstaltung“, sondern eine „politische Größe“ ist (Zimmer 2020), 
muss offen bleiben. Dabei wird es nicht genügen, für den notwendigen Bestandsschutz zivil-
gesellschaftlicher Organisationen im Kontext der diversen milliardenschweren Hilfs- und Neu-
startprogramme zu streiten. Gefordert ist eine offensive Kommunikation, die in der Lage ist, 
die „Systemrelevanz“ von vielfältiger Demokratie, bürgerschaftlichem Engagement und einer 
starken Zivilgesellschaft auch und gerade in Krisenzeiten überzeugend zu verdeutlichen. 
 
Im Rückblick gibt es in jüngerer Zeit zumindest zwei Großereignisse, die als Unterstützung für 
diese Perspektive dienen können:  
 
(a) In der HIV-Krise ist es in Deutschland in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre weitgehend 
gelungen, einen seuchenpolizeilichen Umgang mit dem Virus zu vermeiden und - im Unter-
schied zu einigen anderen westeuropäischen Ländern - solidarische zivilgesellschaftliche Ant-
worten zu entwickeln. Die Schwulenbewegung und ihre Unterstützungsgruppen schufen ein 
Netz von Aids-Hilfen, die sich um Aufklärung, Prävention und die Unterstützung von Betroffe-
nen kümmerten. Ihre Praxis konnte an ein progressives Verständnis von Gesundheitsförde-
rung anknüpfen, das in der Ottawa-Charta der WHO von 1986 so zusammengefasst wurde: 
„Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozess, allen Menschen ein höheres Maß an Selbst-
bestimmung über ihre Gesundheit zu ermöglichen und damit zur Stärkung ihrer Gesundheit 
zu befähigen.“34 Sozialen Bewegungen, vor allem der Gesundheitsbewegung, Selbsthilfegrup-
pen und zivilgesellschaftlichen Initiativen ist es in der Auseinandersetzung mit der Aids-Krise 
gelungen, menschenrechtssensible Praxisformen und Einrichtungen zu etablieren, die sogar 
 
33 Zu diesem Ergebnis kommt auch ein Kommentar von Holger Backhaus-Maul (2020), der dafür einer „lammfrom-
men Zivilgesellschaft“ eine Mitschuld gibt. 




– wie das Beispiel der Hospize zeigt – die Standards in der allgemeinen Gesundheitsversor-
gung verändern konnten. Sicherlich gibt es zahlreiche Unterschiede in den Herausforderungen 
der aktuellen COVID-19 Pandemie, nicht zuletzt mit Blick auf die Übertragungswege und die 
Betroffenengruppen, aber das Anregungspotential der progressiven, zivilgesellschaftlich ge-
tragenen Aids-Politik für den Umgang mit Pandemien ist bislang weithin unbeachtet geblieben.  
 
(b) Dies gilt auch für die Erfahrungen mit der Flüchtlingszuwanderung von 2015, die zur be-
standenen „Reifeprüfung“ der Zivilgesellschaft wurde. In einer akuten Notlage, die staatliche 
Institutionen weitgehend unvorbereitet traf und überforderte, sorgten zahlreiche Initiativen und 
Organisationen aus der Zivilgesellschaft mit hilfsbereiten Mitmenschen dafür, dass es gelang, 
eine große Zahl von Geflüchteten zu beherbergen und mit dem Nötigsten zu versorgen. An 
vielen Orten sind Akteure jener Tage bis heute in der Unterstützung, Integration und Interes-
senvertretung von zugewanderten Menschen aktiv und – gemeinsam mit den neuen Zusam-
menschlüssen der Geflüchteten – zu wichtigen Akteuren lokaler Vielfalts- und Integrationspo-
litik geworden.   
 
Es ist sicherlich kein Zufall, dass sich einige dieser Initiativen mit dem Ausbruch der Pandemie 
spontan um die Versorgung (Einkaufshilfen etc.) und Unterstützung von Menschen mit beson-
deren Risiken und Bedarfen gekümmert haben. Selbstverständlich lassen sich auch die zivil-
gesellschaftlichen Erfahrungen im Umgang mit Geflüchteten nicht einfach auf die aktuelle Si-
tuation übertragen. Aber es hätte selbst unter den Bedingungen des Lockdown durchaus Mög-
lichkeiten gegeben, die Produktivität zivilgesellschaftlicher Initiativen besser zu nutzen und zu 
unterstützen. Die Helfernetzwerke in Berlin Charlottenburg-Wilmersdorf35 bieten ein gutes Bei-
spiel für diesen Ansatz, der auch an anderen Orten gewählt wurde. Einige europäische Staa-
ten von Albanien über Österreich bis Finnland sind in Ansätzen diesen Weg gegangen. Sie 
haben zivilgesellschaftliche Organisationen nicht nur als Dienstleister unterstützt und für die 
Betreuung besonders herausgeforderter Bevölkerungsgruppen gewonnen, sondern ihre Stim-
men gehört und sie in die Ausarbeitung ihrer Pandemiepolitik eingebunden (Greer u.a. 2020; 
Strachwitz 2020). Dass dies oft nur selektiv und halbherzig geschehen ist (vgl. Nuffield Council 
2020), schmälert deren Anregungspotential nicht. Immerhin wird dieser Beteiligungs- und Ge-
staltungsanspruch auch in Deutschland lauter. So fordert die „Allianz für Beteiligung“ in Baden-
Württemberg in ihrer Netzwerkmail vom Juli 2020 die Bildung eines Bürgergremiums, das die 







Die beiden Beispiele verdeutlichen, dass Bürgerbeteiligung und Engagement keine Schönwet-
ter-Veranstaltungen sein müssen und dürfen. Sie können erheblich zur demokratisch-men-
schenrechtlichen Bearbeitung von Krisen beitragen36, wenn sie zugelassen und unterstützt 
werden. Aus Sicht des Mannheimer Oberbürgermeisters wurde die wichtigste Ressource im 
Kampf gegen die Pandemie „das verständige und besonnene Verhalten einer deutlichen Mehr-
heit der Bevölkerung ... beständig unterschätzt“. Noch vor den Einschränkungen durch die 
Politik hatte sich eine gut informierte Bevölkerung Achtsamkeit auferlegt: „Tatsächlich steht 
die Politik ... einer Öffentlichkeit gegenüber, die noch nie so informiert war und gleichzeitig mit 
den Verantwortungsträgern aus weitgehend denselben Quellen ihre Schlussfolgerungen 
zieht“...“Dieser demokratietheoretisch geradezu als einmalig anzusehende Idealzustand einer 
interessierten und informierten Öffentlichkeit wird jedoch nicht genutzt. Klare Maßstäbe für den 
Erfolg und Kriterien für weitere Öffnungen wurden erst nicht benannt und dann ständig verän-
dert“. Auf das daraus entstehende Dilemma verweist die Unterüberschrift des Beitrags: „Die 
Fragen einer skeptischer werdenden Öffentlichkeit nehmen zu: Sie bedürfen einer glaubwür-
digen Antwort“ (Kurz 2020). Auch wer die optimistische Sicht von Peter Kurz nicht in allen 
Aspekten teilt, sollte die Chancen bedenken, die ein stärker diskursiv und beteiligungsorien-
tierter Umgang mit der Virus-Pandemie geboten hätte. 
 
 
4. Demokratiestärkung in Corona-Zeiten  
 
„Vernünftig ist, wer den Ausnahmezustand vermeidet.“  
Odo Marquard (1998: 916) 
 
Die Corona-Pandemie ist zu einem Lehrstück in Sachen Demokratie und Zivilgesellschaft ge-
worden. Dass beide mit unserem Alltagsleben großflächig unter Quarantäne gestellt wurden, 
brauchte nur dann nicht zu beunruhigen, wenn es sich um eine unvermeidliche, überra-
schende und kurzfristige Zumutung handelte. Die Hoffnung auf eine schnelle Rückkehr zur 
Normalität hat sich nach einem halben Jahr als trügerisch erwiesen. Zudem sind einige weitere 
Krisen, wie etwa die Klimakrise oder die Flüchtlingskrise von COVID-19 nur kurzfristig überla-
gert worden.  
 
Angesichts der multiplen Krisen müssen wir uns von einigen hoffnungsvollen Annahmen ver-
abschieden, mit denen noch vor wenigen Jahrzehnten die Risikodebatte schwungvoll startete. 
Ulrich Beck hatte seine impulsgebende Analyse der „Risikogesellschaft“ 1986 mit der Aussage 
 
36 So mit viel Schwung auch Fuhrmann (2020). 
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verbunden: „Not ist hierarchisch, Smog ist demokratisch. Mit der Ausdehnung von Moderni-
sierungsrisiken – mit der Gefährdung der Natur, der Gesundheit, der Ernährung etc. relativie-
ren sich die sozialen Unterschiede und Grenzen“ (Beck 1986: 48). Ein „gemeinsames Gefähr-
dungsschicksal“ stärke die Suche nach globalen Lösungen (Beck 1986: 53). Nicht erst Corona 
hat eine gegenteilige Dynamik sichtbar werden lassen. Ökologische Risiken, zu denen letztlich 
auch Pandemien zu zählen sind37, tragen dazu bei, bestehende soziale Ungleichheiten zu 
verschärfen und neue entstehen zu lassen. Statt ein gemeinsames Gefährdungsschicksal zum 
Ausgangspunkt transnationalen politischen Handelns zu machen, lässt sich eine Abwertung 
internationaler Organisationen (etwa der WHO oder der Welthandelsorganisation) beobach-
ten. Nach dem Vorbild „America first!“ dominiert die Suche nach nationalen und lokalen Aus-
wegen und Schutzmechanismen. Das gilt selbst für die Europäische Union, deren Mitglieds-
staaten mit zahlreichen Grenzschließungen auf die Pandemie reagiert haben und dies selbst 
dann, wenn die Nachbarstaaten niedrigere Infektionsraten vorweisen konnten. Selbst einzelne 
Bundesländer haben phasenweise ihre Grenzen dicht gemacht. Unter welchen Bedingungen 
solche Grenzschließungen bei der Pandemiebekämpfung hilfreich sind, wird kontrovers de-
battiert. Als Ersatz für internationale Strategien und Standards im Umgang mit der Pandemie 
taugen sie jedenfalls nicht. 
 
Die gerne beschworene Hoffnung auf rein technologische oder pharmazeutische Lösungen 
für globale Risiken dürfte illusionär sein. „Der Unterschied zwischen natürlichen Gefahren und 
gesellschaftlichen Risiken“ wird durch neue technologische Risiken „tendenziell aufgelöst“ 
(Lau/Keller 2001: 93). „Natur und Gesellschaft sind durch eine unüberschaubare Zahl techni-
scher Vorgänge viel zu sehr miteinander verwoben, die kognitiven Verunsicherungen der Na-
turwissenschaften so weit gediehen, dass eine Rückkehr zu den alten Dichotomien von Natur 
und Gesellschaft ausgeschlossen ist“, so bereits Lau und Keller vor zwei Jahrzehnten 
(Lau/Keller 2001: 95). Mit der Ausdehnung von Globalisierungsprozessen und der Zurückdrän-
gung von naturgeprägten Landschaften wird dieser Prozess weiter vorangetrieben. Menschen 
und Wildtiere rücken näher zusammen. Damit erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, dass Viren, 
mit denen die Tiere unbeeinträchtigt leben, zu einer Gefahr für Menschen werden. 
 
Eine zentrale Aufgabe ist es deshalb, demokratische Lösungen für globale Risiken zu finden. 
Die hierzulande in Ansätzen praktizierte „vielfältige Demokratie“ aus repräsentativen, direkten 
und dialogischen Formaten, aus bürgerschaftlichem Engagement, einer lebendigen Protest- 
und Initiativszene sowie einer demokratischen Alltagspraxis in Institutionen bietet dazu eine 
 
37 Eine Verkürzung der Risikodebatte auf „menschengemachte“, technologisch ausgelöste Risiken, die noch bei 
Beck (1986) zu finden ist, kann heute nicht mehr überzeugen. Das Pandemierisiko macht deutlich, „dass weder die 
politische noch die rechtliche Relevanz der Risiken von der Art der Verursachung abhängen“ (Klafki 2017: 2). 
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Fülle von Gelegenheiten. Es gilt, sie krisenfester und in Notsituationen einflussreicher zu ma-
chen. COVID-19 bietet dazu einige Denkanstöße38: 
 
 
4.1 Die nationale und internationale Risikovorsorge gegen Pandemien ernst nehmen 
und zivilgesellschaftlich stärken.  
 
„Virusausbrüche sind unvermeidlich,  
Pandemien hingegen lassen sich vermeiden.“  
Larry Brilliant, Virologe39  
 
Der historische Rückblick belehrt darüber, dass Pandemien keineswegs überraschend kom-
men, sondern eher zur wiederkehrenden Normalität von Gesellschaften gehören, die durch 
Austauschbeziehungen miteinander vernetzt sind. „Geschichte leistet Kontingenzbewältigung, 
indem sie darauf aufmerksam macht, dass Epidemien einen unausrottbaren und beständig 
wiederkehrenden Teil der Menschheitsgeschichte ausmachen, dessen Vernachlässigung sich 
nicht so sehr dem medizinischen Fortschritt verdankt als vielmehr der eigenen Borniertheit, 
und dies bis in die jüngste Vergangenheit“ (Sabrow 2020).  
 
Gilt diese Aussage auch für das Corona-Virus und seine weltweite Ausbreitung? Wie viel Bor-
niertheit und Ignoranz ist im Spiel, wenn es um die Vorgeschichte der aktuellen Notlage geht? 
Haben wir es - in den Bildern der Risikoanalyse gesprochen - mit einem schwarzen, grauen 
oder weißen Schwan zu tun? In der internationalen Fachdebatte über globale Gesundheitsri-
siken besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass es sich bei der aktuellen Pandemie um ein 
durchaus vorhersehbares und in Teilen vermeidbares Ereignis handelt: „Sars-CoV-2 ist kein 
schwarzer Schwan, also kein unvorhersehbares extremes Ereignis mit enormen Auswirkun-
gen. Die Pandemie ist auch kein grauer Schwan, sprich: kein folgenschweres und seltenes, 
aber letztlich vorhersehbares Ereignis. Nein, das Corona-Virus ist vielmehr ein gewöhnlicher 
weißer Schwan – ein Ereignis, das, so hat es der Philosoph und Trader Nassim Taleb be-
schrieben, mit Gewissheit irgendwann eintrifft. Alle, die es wissen mussten, haben es gewusst, 
wissenschaftliche Institute, Epidemiologen, Behörden und natürlich: Regierungen. In der Tat 
wurden in den letzten Jahren unzählige Studien, Risikoanalysen, Notfallpläne zu möglichen 
Pandemien erarbeitet, ja es wurden sogar einschlägige Hollywood-Blockbuster-Filme und –
Serien in großer Zahl gedreht“ (Scheu 2020). Mit Pandemien und den damit verbundenen 
 
38 Es besteht selbstverständlich bei den folgenden Punkten kein Anspruch auf Vollständigkeit. 
39 Zitiert nach Shah (2020: 47). 
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gesellschaftlichen Risiken und Folgekosten ist also auch in Zukunft zu rechnen, auch wenn 
weder das jeweilige Virus noch der konkrete Zeitpunkt vorhersehbar sind40. 
 
Bereits 1948 wurde die Weltgesundheitsorganisation (WHO) gegründet, der aktuell 196 Staa-
ten angehören. Mit 7.000 Beschäftigten im Genfer Hauptquartier und rund 150 nationalen Bü-
ros ist die WHO der stärkste internationale Akteur in der globalen Gesundheitspolitik (Hanrie-
der 2020). Zu seinen zentralen Aufgaben gehört die Pandemievorsorge und -bekämpfung41. 
Ihr zentrales Rechtsinstrument sind die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV)42, die 
in den 1990er Jahren deutlich gestärkt wurden. Maßgeblich war die Angst vor der globalisie-
rungsbedingten Ausbreitung von Pandemien und die Wiederkehr besiegt geglaubter, hochan-
steckender Krankheiten wie Pest und Cholera (Hanrieder 2015: 20). 
 
Mit der Übernahme der Internationalen Gesundheitsvorschriften von 2005 in nationales Recht 
am 27. Juli 2007 hat die Bundesrepublik weitgehende Verpflichtungen zur Pandemievorsorge 
und –bekämpfung übernommen, die in einem weiteren Durchführungsgesetz im März 2013 
konkretisiert wurden. In Artikel 2 der IGV heißt es: „Zweck und Anwendungsbereich dieser 
Vorschriften bestehen darin, die grenzüberschreitende Ausbreitung von Krankheiten zu ver-
hüten und zu bekämpfen, davor zu schützen und dagegen Gesundheitsschutzmaßnahmen 
einzuleiten, und zwar auf eine Art und Weise, die den Gefahren für die öffentliche Gesundheit 
entspricht und auf diese beschränkt ist und eine unnötige Beeinträchtigung des internationalen 
Verkehrs und Handels vermeidet.“43 Dazu sollen Melde- und Informationspflichten gegenüber 
der Weltgesundheitsorganisation und vielfältige nationale Maßnahmen zum Gesundheits-
schutz beitragen. In Artikel 12 wird dem Generaldirektor der WHO auf Grundlage der vorlie-
genden Informationen das Recht eingeräumt, „eine gesundheitliche Notlage von internationa-
ler Tragweite“ festzustellen. Ein Notfallausschuss überwacht die in den betroffenen Ländern 
getroffenen Maßnahmen und gibt Empfehlungen.  
Die Vertragsstaaten verpflichten sich völkerrechtlich verbindlich zu einer Reihe von Gesund-
heitsschutzmaßnahmen. So heißt es in Art. 13 „Jeder Vertragsstaat schafft, stärkt und unter-
hält baldmöglichst, jedoch spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Vorschriften für die-
sen Vertragsstaat, die Kapazitäten ..., um umgehend und wirksam auf Gefahren für die öffent-
liche Gesundheit und gesundheitliche Notlagen von internationaler Tragweite zu reagieren“44. 
 
40 Aktuelle Übersichten zum Stand der Pandemie-Forschung und der globalen Gesundheitspolitik bieten u.a. Bjork-
dahl/Carlsen 2019; Kamradt-Scott 2020 und Mameli 2019. 
41 Zur Geschichte der „Pandemieplanung“ in der WHO und in Deutschland s. Schaade u.a. (2010). 
42 In der englischen Originalfassung: International Health Regulations (IHR). 
43 In diesen Formulierungen wird ein Hauptmotiv der IGV deutlich, dem sich Deutschland als Exportnation vorbe-
haltlos anschließen konnte: „die Sorge um wirtschaftsverträgliche Maßnahmen bei der Seuchenbekämpfung“ (Han-
rieder 2015: 20). 
44 Zu den geforderten Kapazitäten im Gesundheitsschutz gehören laut Anlage 1 u. a. 
„a) rasch die Bekämpfungsmaßnahmen festzulegen, die zur Verhütung der Ausbreitung im Inland und der grenz-
überschreitenden Ausbreitung erforderlich sind; 
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Es blieb nicht bei der bloßen Umsetzung in deutsches Recht. Mehrfach wurde von Bundesbe-
hörden der Schutz vor Pandemien geübt, etwa in der Lükex-Übung von 2007. Nachgeordnete 
Behörden wie das Robert-Koch-Institut (RKI) und eine zwischenzeitlich aufgelöste Schutzkom-
mission haben entsprechende Expertisen und Pläne für das Risikomanagement erarbeitet. 
Zentral ist eine Risikoanalyse aus dem Jahre 2012, die 2013 dem Bundestag vorgelegt wurde 
(BT-Ds. 17/12051)45. In der Pandemievorsorge sollten zudem mögliche Kollateralschäden (in 
den Bereichen Bildung, Arbeit, Versorgung etc.) beachtet und „Kritische Infrastrukturen“46 kri-
senfest gemacht werden Zahlreiche der dort festgehaltenen Empfehlungen, wie z.B. die Schaf-
fung von Schwerpunktkliniken oder die Bevorratung von Schutzausrüstungen wurden – meist 
aus Kostengründen – vor der Corona-Pandemie nicht angemessen realisiert47. 
 
Vor diesem hier nur grob skizzierten Hintergrund ist zweierlei festzuhalten. Erstens haben es 
Bundesregierungen und zuständige Behörden versäumt, eine den eigenen gesetzlichen Ver-
pflichtungen entsprechende Pandemie-Vorsorge zu betreiben 48 . Fehlender Mundschutz, 
 
b) durch Spezialisten, Laboruntersuchungen von Proben (im jeweiligen Land oder durch Kollaborationszentren) 
und logistische Unterstützung (z. B. Ausrüstung, Versorgung und 
Transport) Hilfe zu leisten; 
c) die zur Ergänzung der örtlichen Untersuchungen erforderliche Hilfe vor Ort zu leisten; 
d) eine direkte operationelle Verbindung zu leitenden Verantwortlichen aus dem Gesundheitsbereich und anderen 
zu schaffen, damit rasch Eindämmungs- und Bekämpfungsmaßnahmen genehmigt und durchgeführt werden kön-
nen; 
e) einen direkten Kontakt zu anderen zuständigen Regierungseinrichtungen herzustellen; 
f) unter Verwendung des effizientesten verfügbaren Kommunikationsmittels eine Verbindung zu Krankenhäusern, 
Kliniken, Flughäfen, Häfen, Landübergängen, Labors und anderen wichtigen operationellen Bereichen zu schaffen, 
damit Informationen und Empfehlungen der WHO zu Ereignissen im eigenen Hoheitsgebiet sowie im Hoheitsgebiet 
anderer Vertragsstaaten verbreitet werden können; 
g) einen nationalen Plan zur Reaktion auf eine gesundheitliche Notlage zu entwickeln, anzuwenden und fortzufüh-
ren, einschließlich der Schaffung multidisziplinärer/multisektoraler Teams zur Reaktion auf Ereignisse, die eine 
gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite darstellen können, und 
h) die genannten Maßnahmen rund um die Uhr zu gewährleisten.“  
45 Eine der Risikoanalysen geht sogar von einer Pandemie durch einen modifizierten SARS-Virus (Modi-SARS) 
aus, die – fälschlicherweise nur - als bedingt wahrscheinlich (ein Ereignis, das statistisch in der Regel einmal in 
einem Zeitraum von 100 bis 1.000 Jahren eintritt) eingestuft wurde. Mit Blick auf die jüngsten Erfahrungen sind die 
Annahmen vom 2012 erstaunlich nahe am Geschehen der letzten Monate: „Neben Einhaltung von Hygienemaß-
nahmen können Schutzmaßnahmen in dem Sinne also ausschließlich durch Absonderung Erkrankter bzw. Anste-
ckungsverdächtiger, sowie den Einsatz von Schutzausrüstung wie Schutzmasken, Schutzbrillen und Handschuhen 
getroffen werden“ (BT-Ds. 17/12051: 59). 
46 Zu diesem Konzept siehe den übernächsten Abschnitt. 
47 Erst im umfangreichen Krisenpaket der Bundesregierung vom 3. Juni 2020 ist ein Betrag von einer Milliarde Euro 
für eine gesetzlich verankerte nationale Reserve von Schutzausrüstungen in Katastrophenfällen vorgesehen, die 
dezentral gelagert werden soll. 
48 Auf der Netzseite des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) findet sich der am 
26.03.2020 veröffentlichte Hinweis zu Pandemievorsorge: „Ob und welche Maßnahmen in den Ländern auf Grund-
lage der Risikoanalyse 2012 getroffen wurden, entzieht sich unserer Kenntnis. Die Fortschreibung, Übung und 
Bereitstellung der nötigen Ressourcen liegt in der Verantwortung jeder einzelnen Behörde, jedes einzelnen Unter-
nehmens, so z.B. auch und vor allem der Unternehmen, die zur Kritischen Infrastruktur zählen“ (www.bbk.bund.de). 
Diese Behördenauskunft muss beunruhigen, denn sie klingt eher nach organisierter Verantwortungslosigkeit als 
der Bereitschaft, der staatlichen Gewährleistungspflicht in der Pandemievorsorge nachkommen zu wollen. In dieses 
Bild passt auch, dass einige der Arbeitsgruppentreffen der Behörde ausgerechnet wegen Corona abgesagt wurden. 
Föderale Strukturen und die Einbindung von Zivilgesellschaft und Unternehmen können und dürfen nicht von der 
staatlichen Aufgabe der Gemeinwohlsicherung entlasten. In der Corona-Pandemie wurde das BBK wohl auch des-
halb zum „vergessenen Amt“, weil ihm entsprechende Kompetenzen und Zuständigkeiten verweigert wurden (s. 
Bubrowski, Helene/Jaeger, Mona: „Katastrophe bewältigt, Amt erledigt“. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
16. Juni 2020, 4). 
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knappe Hygiene- und Desinfektionsmittel und fehlende Schutzkleidung haben die Reaktionen 
auf die ersten COVID-19 Fälle geprägt, zu unnötigen zusätzlichen Belastungen bei Patienten 
und Krankenhauspersonal geführt und härtere Einschränkungen (Quarantäne, Lockdown etc.) 
erforderlich gemacht. Auch Ärztinnen und Ärzte mussten zu Beginn in Krankenhäusern und 
Praxen oft ohne ausreichende Schutzkleidung arbeiten. Entsprechend hoch war der Anteil des 
Krankenhauspersonals an den Infizierten. Differenzierte, an Zielgruppen orientierte Strategien 
wären durchaus möglich gewesen – mit niedrigeren Sterberaten und geringeren ökonomi-
schen Verlusten49.  
 
Viele der beschriebenen Einschränkungen für Politik, Zivilgesellschaft und das Alltagsleben 
wären bei ausreichender Vorsorge vermeidbar gewesen. Um für künftige Pandemien und Ka-
tastrophenfälle besser gerüstet zu sein, wird es darauf ankommen, dieses Politikversagen in 
der Pandemievorsorge aufzuarbeiten. Dass die Bevölkerung der Bundesrepublik noch einmal 
vergleichsweise glimpflich davon gekommen ist50, sollte die kritische Aufklärung der Corona-
Politik nicht verhindern. Es tröstet nicht, dass es auch in vielen anderen OECD-Ländern an 
der nötigen Pandemievorsorge fehlte, obwohl auch hier – wie z.B. in Großbritannien – Vorsor-
geübungen in den letzten Jahren diesen Mangel deutlich werden ließen (vgl. Horton 2020: 
25ff.). Selbstzufriedenheit und Ignoranz sind nicht gestattet, denn „die Bewältigung von Risi-
ken und der von ihnen antizipierten Katastrophen ist zu einer zentralen Aufgabe der Gemein-
wohlsicherung des Staates avanciert“ (Klafki 2017: 3). Auch wer im Geiste einer kritischen 
Staatsanalyse diese Annahme nicht teilt, kann die Sicherung der allgemeinen Produktionsbe-
dingungen als genuine staatliche Aufgabe ansehen. Bei der Aufarbeitung der Corona-Erfah-
rungen geht es nicht zuletzt darum, den bekannten Kurzschluss von Panik und Vergessen zu 
durchbrechen, der so oft die Pandemievorsorge gelähmt hat (Jacobsen 2020: 1013)51. 
 
Zweitens sind Initiativen für eine reformierte und gestärkte WHO unabdingbar. Der Eklat um 
die Austrittsankündigungen von Trump und seines brasilianischen Kollegen Bolsonaro darf 
eine Reformdebatte nicht verhindern, die sich mit den vermeintlichen und realen Unzuläng-
lichkeiten und Fehlentscheidungen der WHO befasst (vgl. Kamradt-Scott 2018). Es braucht 
internationale Antworten, denn Pandemien sind globale Herausforderungen. Nationale und 
lokale Antworten, wie z.B. Grenzschließungen, sind nicht nur kostspielig, sondern erzeugen 
jene enormen politischen, ökonomischen und sozialen Kollateralschäden, die in der 
 
49 Dies verdeutlicht z.B. eine Modellrechnung für die USA von einer Forschungsgruppe um Daron Acemoglu (2020). 
50 Vermutlich hat dazu weniger die Pandemie-Strategie der politisch Verantwortlichen beigetragen. Es könnte viel-
mehr sein, dass es ausgerechnet die zuvor beklagten „Modernisierungsrückstände“ und Reserven in der Kranken-
hausversorgung und die öffentlichen Elemente des Gesundheitswesens waren, die einen Puffer gegen die Aus-
breitung der Pandemie geboten haben.  
51 Dass die Lektionen aus der letzten Pandemie gerne vergessen werden, zeigen z.B. die Schlussfolgerungen aus 
der SARS-Pandemie (Bennett/Carney 2015). 
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Europäischen Union zu Buche schlagen und entsprechende Programme ausgelöst haben52. 
Angesichts wachsender globaler Ungleichheiten ist gerade in der Pandemie-Vorsorge mehr 
transnationale Solidarität gefordert, denn die Pandemie wirkt wie ein Brandbeschleuniger und 
verschärft zusätzlich die ungleiche Gesundheitsversorgung (Shadmi u.a. 2020). Dafür könnte 
die WHO einen politischen Rahmen bieten (Hanrieder 2015: 23f.)53.  
 
Wie in anderen internationalen Organisationen setzen die Mitgliedsstaaten der WHO enge 
Handlungsgrenzen. Das gilt nicht nur für ihre notorische Unterfinanzierung mit den bekannten 
Folgen. In der Frage der erreichten Pandemievorsorge z.B. muss sich die WHO weitgehend 
auf die Staatenberichte verlassen. Dass dabei absurde Ergebnisse kommuniziert werden, hat 
die aktuelle Pandemie noch einmal klar gemacht. Die beiden Staaten mit dem angeblich bes-
ten Pandemieschutz sind danach ausgerechnet die USA und Großbritannien – die nun zu dem 
am härtesten betroffenen Länder der OECD-Welt gehören. Dieser zu Beschönigung und Ei-
genlob verführenden Berichtspraxis könnte ein Verfahren etwas entgegensetzen, das sich bei 
anderen völkerrechtlichen Verträgen mit Berichtspflicht (z.B. der UN-Kinderrechtskonvention) 
bewährt hat. Neben dem Staatenbericht wird ein Schatten- oder Gegenbericht von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren angefordert, der Erreichtes und vorhandene Mängel sichtbar macht. 
Beide Berichte sind dann Grundlage von Empfehlungen. Diese Berichtsaufgabe einer „Natio-
nal Coalition“54 zivilgesellschaftlicher Organisationen mit eigenen Recherchemöglichkeiten in 
einem breit verstandenen Feld der Pandemie- und Gesundheitsvorsorge könnte das Selbst-
bewusstsein und die Wächteraufgabe der Zivilgesellschaft stärken und so ein Gegengewicht 





52 Ob eine europäische Antwort, wie die 2005 in Reaktion auf die SARS-Pandemie gegründete EU-Behörde „Euro-
päisches Zentrum für die Prävention und Kontrolle von Krankheiten“ (ECDC) im schwedischen Solna einen sinn-
vollen Beitrag zur grenzüberschreitenden Vorsorge leisten kann, scheint aufgrund ihres eingeschränkten Mandats 
und ihrer bescheidenen Kompetenzen wenig wahrscheinlich. In der Corona-Krise trat die EU-Behörde jedenfalls 
kaum öffentlich in Erscheinung. 
53 Es gibt weitere internationale Anknüpfungsmöglichkeiten für einen verbesserten Pandemieschutz. Dazu gehört 
das ausführliche „Sendai Rahmenwerk für Katastrophenvorsorge 2015-2030“, das auf der „Dritten Weltkonferenz 
der Vereinten Nationen über die Verringerung des Katastrophenrisikos“ im März 2015 im japanischen Sendai ver-
abschiedet wurde (vgl. Jacobsen 2020). 
54 Die National Coalition Deutschland wurde 1992 als Netzwerk von inzwischen 101 bundesweit tätigen Organisa-
tionen und Initiativen gegründet, die sich für Kinderrechte einsetzen. 
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4.2 Für einen demokratisch ausgestalteten Infektions- und Katastrophenschutz.  
 
„Einen Mundschutz zu tragen, heißt ja nicht, sich mundtot zu machen.“ 
Mehr Demokratie e.V. (3. April 2020) 
 
Ein neues, grundrechtsorientiertes Pandemierecht und entsprechend veränderte Katastro-
phenschutzpläne, die Grundrechtseingriffe begrenzen und Bürgerbeteiligung und Zivilgesell-
schaft eine Chance geben, sind dringend erforderlich. Schon die rechtlichen Grundlagen, vor 
allem das Infektionsschutzgesetz, scheinen weitgehend ungeeignet, um angemessen auf 
Pandemien zu reagieren (Klafki 2020a). Wer den umfangreichen Bericht des Whistleblowers 
aus dem Bundesinnenministerium über die behördliche Corona-Schutzpolitik liest, muss sich 
unbehaglich fühlen, auch wenn dessen Einschätzungen zum geringen Gefahrenpotential des 
Virus irrig sind (Kohn 2020). Die beschriebenen behördlichen Unzulänglichkeiten und Ver-
säumnisse sind zu groß, um auf Lösungen alleine aus dem Innern des Apparats zu vertrauen. 
Die nächste Pandemie kommt bestimmt und wann die aktuelle enden wird, wissen wir nicht. 
Eine demokratisch-bürgerrechtlich angemessene Präventions- und Krisenpolitik ist auch mit 
Blick auf andere bedrohliche Entwicklungen, wie die Klimakrise unabdingbar55.  
 
Die Aufgabe ist keineswegs einfach, geht es doch darum, berechtigte Schutzwünsche gegen 
den bürgerschaftlichen Anspruch auf Selbstverantwortung abzugleichen. Wenn sich Mitmen-
schen leichtfertig und rücksichtslos im öffentlichen Raum bewegen, liegt es nahe, auf die ord-
nende und im Zweifel auch strafende Hand des Staates zu setzen. Aber das Vertrauen in die 
staatliche Vorsorge durch Ordnungsrecht ist nicht unbegrenzt und erfolgsabhängig. Zudem 
wird es den Ansprüchen einer selbstbewusster auftretenden Bürgerschaft nicht gerecht. Erste 
Maßstäbe für eine Alternative finden sich bei Frankenberg (2020:4). Er plädiert für ein „schnel-
ler lernendes Recht“: „In dieses ließen sich mit Selbstbestimmung und Freiwilligkeit Maßstäbe 
einstellen, ohne die auch der verbotsgestützte und mit Zwang durchgesetzte Infektionsschutz 
letztlich nicht auskommt. Beim nicht ganz nebensächlichen Händewaschen etwa, wohl auch 
beim Abstandhalten. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit müsste nach den Erfahrungen 
dieser Wochen reanimiert und neu eingeschärft werden. ...  Nach der Logik von Vernunft, 
Verzicht und Solidarität, wenn dies denn die Komponenten des Merkel‘schen Programms sein 
sollten, könnte das Infektionsschutzrecht von Zwang, der sich mit der Zeit wund scheuert, auf 
trial and error und von Strafen auf Anreize umgestellt werden. Mit ‚Regeln’ statt Verboten und 
Aufklärung statt Zwang wäre das Experiment (nicht der Exit!) zu wagen, COVID-19 mit einem 
angebotsorientierten, die Betroffenen beteiligenden Recht beizukommen“. Ziel ist auch im 
 
55 Dazu kann eine sozialwissenschaftlich reflektierte, multi-disziplinäre Krisenforschung einen wichtigen Beitrag 
leisten (vgl. Bösch u.a. 2020). 
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Bereich der öffentlichen Gesundheitsvorsorge eine Vertrauensbeziehung zwischen staatlichen 
Behörden und Gesundheitseinrichtungen einerseits und der betroffenen Bevölkerung ande-
rerseits, die auf Information, Transparenz und vor allem Mitsprache gründet (Gille/Brall 2020).  
 
Dies erfordert einige Veränderungen. Künftiger Pandemieschutz und die dafür zuständigen 
Gremien sollten wissenschaftlich wesentlich breiter aufgestellt sein, um auch die gesellschaft-
lichen Folgen von Schutzmaßnahmen in wichtigen Lebensbereichen abwägen zu können und 
Kollateralschäden nach Möglichkeit zu vermeiden. Der Menschenrechtsschutz von Bevölke-
rungsgruppen in besonders verletzlichen Lebenslagen verdient mehr politische Aufmerksam-
keit (DIM 2020). Größere politische Unabhängigkeit und verbesserte Kritikfähigkeit der betei-
ligten Gremien wäre ebenfalls wünschenswert. Der deutsche Hang zum Behördenmodell ist 
dabei wenig hilfreich, erzeugt es doch einen oft beobachteten, aber wenig hilfreichen Oppor-
tunismus, der die eigentliche Aufgabe der Einrichtungen, aber auch Beteiligungsansprüche 
aus der Bevölkerung in den Hintergrund drängen kann56.  Eine breite zivilgesellschaftliche 
Beteiligung ist unabdingbar, schon um den Einfluss von Lobbyinteressen und staatlichen Ver-
säumnissen entgegenzuwirken. Betroffenenvertretungen können dazu beitragen, dass beson-
ders verletzliche Gruppen – von Kindern über Obdachlose und Menschen in Massenunter-
künften bis zu Älteren und Pflegbedürftigen, um nur einige zu nennen – eine Stimme haben, 





56 In den Worten des Corona-Whistleblowers aus dem Bundesinnenministeriums: „Die Behörden und Ministerialen 
spielen die Rolle, die sie immer spielen ... , sie versuchen so gut es geht zu erraten, was die politische Führung 
glaubt und anstrebt und orientiert das eigene Veralten vollständig an diesen Projektionen“ (Kohn 2020). 
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4.3 Kritische Infrastrukturen sichern, öffentlich stärken und demokratisch erweitern.  
 
„Weil wir ausnahmslos alle abhängig sind von unterstützenden  
Infrastrukturen und Netzwerken, von Bindungen und  
Anerkennungsverhältnissen, die uns im Leben halten, weil wir  
alle angewiesen sind auf ein Gemeinwesen, das sicherstellt,  
dass alle gut füreinander und für sich selbst sorgen können,  
gilt es nicht nur, den Politiken der systematischen Verwahrlosung  
dieser Infrastrukturen entgegen zu treten, es gilt auch,  
die Strukturen der Unterstützung und Netzwerke des Lebens dort,  
wo sie fehlen zu schaffen.“  
Sabine Hark (2020)  
 
In Krisenzeiten haben nicht alle Lebensbereiche und Einrichtungen die gleiche Bedeutung für 
das Überleben und Wohlergehen der Bevölkerung. Im staatlichen Katastrophenschutz wurde 
dafür seit 2009 in Etappen die Strategie der „Kritischen Infrastrukturen“ (KRITIS) entwickelt 
(BBK 2020). Dabei geht es um die verbindliche Kooperation von Ministerien, Organisationen 
und Branchen in Bereichen, „bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung nachhaltig wirkende Ver-
sorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit oder andere dramatische 
Folgen eintreten würden“ 57. Nach interministerieller Definition gehören dazu Energie, Gesund-
heit, IT und TK, Transport und Verkehr, Medien, Wasser, Finanz- und Versicherungswesen, 
Ernährung sowie Staat und Verwaltung. Weite Teile der Zivilgesellschaft, auch des Sozialwe-
sens gehören ebenso wenig dazu wie die bürgerschaftliche Praxis und demokratische Beteili-
gung über die Parlamente hinaus. Dass sie sehr wohl Teil einer demokratisch erweiterten „Kri-
tischen Infrastruktur“ sein sollten, lohnt schon jetzt die Auseinandersetzung, will man nicht 
erneut unter Quarantäne gestellt werden. 
 
Der Strategie der Kritischen Infrastruktur ist eine weitere Konstruktionsschwäche eigen. Sie 
setzt stark auf die Kooperation mit privatwirtschaftlichen Akteuren und deren Eigenverantwor-
tung. Die Erfahrungen der letzten Monate legen eine kritische Überprüfung dieser Idee von 
Public-Private-Partnerships nahe. Eine deutliche Akzentverschiebung drängt sich auf. Statt 
auf wenig belastbare Partnerschaften zu setzen, gilt es gerade in der Pandemievorsorge und 
im Katastrophenschutz, aber nicht nur dort, einen gemeinnützigen, öffentlichen Bereich zu 
erhalten, zu stärken und auszubauen - allen voran ein öffentliches Gesundheitswesen. Die 
jüngste Pandemie ist auch ein Lehrstück in Sachen gesellschaftlicher Verantwortung. Trotz all 
 




der Debatten über Corporate Social Responsibilty und Corporate Citizenship zeigt sich in Kri-
senzeiten eindrucksvoll, dass weite Teile der Privatwirtschaft weder fähig noch willig sind, ge-
sellschaftliche Verantwortung zu übernehmen: weder für die unternehmensgesteuerten Glo-
balisierungsprozesse mit ihren fragilen Fertigungsketten und volatilen Absatzmärkten noch für 
die größer gewordenen Segmente deregulierter und ausbeuterischer Beschäftigungsverhält-
nisse im eigenen Land (in der Pflege, in Paketdiensten, der Fleischbranche, auf dem Bau etc.), 
von der in Deutschland oft Menschen aus Südost- und Osteuropa betroffen sind58. Die Arbeits- 
und Wohnverhältnisse von Vertragsarbeitern minderen Rechts sind selbst zur Quelle beson-
derer Gesundheitsgefahren geworden – für die Beschäftigten wie für die Region, in der sie 
leben. Der Ruf nach staatlichen Rettungsschirmen und öffentlichen Mitteln lässt in Teilen der 
Privatwirtschaft die Umrisse eines Systems organisierter Verantwortungslosigkeit erkennen, 
das nach einem altbekannten Muster funktioniert: Gewinne privat aneignen, Verluste soziali-
sieren.  
 
In Pandemiezeiten ist die Verfassung des Gesundheitswesens zentral. Dabei geht es nicht so 
sehr um das medizinische Leistungsniveau in der Spitze, sondern weit mehr um die Existenz 
und Ausstattung eines öffentlichen Gesundheitswesens, das für die Grundversorgung der brei-
ten Bevölkerung zuständig ist. Die bedrückenden Erfahrungen in der Lombardei und Schwe-
den geben Stoff zum Nachdenken, denn in beiden Regionen gibt es ein hochentwickeltes Ge-
sundheitswesen. Die Spezialisierung auf kostspielige Eingriffe für solvente Patienten auf Kos-
ten der medizinischen Grundversorgung wird für das Desaster in der Lombardei verantwortlich 
gemacht. In Schweden ist es das weit verbreitete neoliberale Schrumpfen der öffentlichen Ge-
sundheitsversorgung. „Schweden war zu Beginn der Krise eines der Länder mit der geringsten 
Anzahl an Notfallbetten pro Kopf in Europa. Seit Anfang der 1990er Jahre wurden dramatische 
Einschnitte bei den Notfallkontingenten des zivilen Bevölkerungsschutzes vorgenommen. Bei-
spielsweise hatte Schweden 1993 insgesamt 4 300 Intensivpflegebetten mit Beatmungsgerä-
ten, 2018 war die Gesamtzahl auf 574 gesunken“ (Gerin 2020: 1). Für Deutschland fehlt noch 
eine plausible Analyse, wie es zu diesem Mangel an Gesichtsmasken und Schutzkleidung zu 
Beginn der Pandemie kommen konnte. Schweden liefert dazu folgende Antwort: „Fehlende 
Notvorräte stehen in engem Zusammenhang mit der marktgesteuerten Deregulierung des 
Apothekensektors im Jahr 2009. Nach der Privatisierung fiel keinem Akteur die Verantwortung 
für die Haltung nationaler Notvorräte zu. Stattdessen stützte sich das neue deregulierte Sys-
tem auf die Erwartung, dass der private Markt auch in einer Krise stets in der Lage sein würde, 
den Bedarf zu decken“ (Gerin 2020:1) – eine Illusion, die auch in der Auskunft des Bundes-
amtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe spürbar ist.  
 
58 Eine aktuelle Analyse zu den Beschäftigungsverhältnissen in der Fleischbranche und bei den Paketdiensten 





Gefragt ist eine neue Infrastrukturpolitik, die bestehende Formen einer am Gemeinwesen ori-
entierten Ökonomie erhält und zeitgemäß ausbaut59. Notwendig ist zudem der Abschied von 
einer EU-Austeritätspolitik, die im Rahmen der Haushaltskonsolidierungen den Mitgliedslän-
dern immer wieder Kürzungen im Gesundheitswesen zugemutet hat60. Größere Teile des Ge-
sundheitswesens werden in Deutschland von der öffentlichen Hand und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen betrieben. Auch im Katastrophenschutz spielen sie noch immer eine zentrale 
Rolle. Weite Bereiche der Zivilgesellschaft und nicht nur die Freiwilligen im Zivil- und Katastro-
phenschutz sind deshalb mit einigem Recht als Teil einer „Kritische Infrastruktur“ anzusehen. 
Entsprechende Schutzschirme sind gerade in Krisenzeiten mehr als berechtigt und notwendig. 




4.4 Kommunikative Infrastrukturen stärken, digitale Teilhabe als Grundrecht verankern.  
 
Homeschooling, Homeoffice oder Zoomkonferenzen sind in Corona-Zeiten für viele zum Alltag 
geworden. Digitale Formen der Beteiligung scheinen die einzig verbleibende Antwort. Es ist 
nicht länger eine individuelle Entscheidung, auf digitale Kommunikationswege zurückzugrei-
fen. Digitale Netze sind auch schon vor Corona zu einer zentralen Voraussetzung gesellschaft-
licher Teilhabe in vielen Lebensbereichen geworden. Sie haben damit den gleichen Status, 
wie z.B. Wasserleitungen oder Strom- und Straßennetze.  
 
In der Debatte über eine zeitgemäße Umsetzung der Kommunikationsrechte von Kindern und 
Jugendlichen gibt es schon längere Zeit ein überzeugendes Plädoyer für ein Recht auf digitale 
Teilhabe (Livingstone 2019). Zentrale Begründung dafür war und ist, dass sich ein erheblicher 
Teil des Alltags der nachwachsenden Generation im Netz oder zumindest netzgestützt ab-
spielt. Kinder, die diesen Zugang nicht haben, sind ausgeschlossen und vielfach benachteiligt. 
Corona hat deutlich gemacht, wie sehr dies heute - zumindest in Krisenzeiten - auch für Er-
wachsene gilt. Dies spricht für ein Grundrecht auf digitale Teilhabe. 
 
Mit der Verwirklichung dieses Rechts sind zahlreiche Aufgaben verbunden, die aus der De-
batte über öffentliche Infrastrukturen gut bekannt sind: Es geht zunächst um allgemeine 
 
59  Interessante theoretische Orientierungen und praktische Umsetzungserfahrungen bietet das Konzept einer 
„Foundational Economy“ (Foundational Economy Collective 2019). 
60 Wolfgang Streeck verweist auf eine Studie der irischen Ökonomin Emma Clancy, die in den letzten Jahren 63 
Fälle gefunden habe, „in denen die Europäische Union Mitgliedsstaaten offiziell zu Kürzungen im Gesundheitssys-
tem aufrief“ (Streeck 2020).  
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technische Voraussetzungen, um eine garantierte und erschwingliche Versorgung, um sichere 
und verlässliche Netzwerke. Angesichts der Übermacht der großen Internetkonzerne in den 
bisherigen Digitalisierungsprozessen und ihrer kommerziellen Interessen stellt sich die Frage, 
ob die kommunikative Grundversorgung nicht eine Angelegenheit der öffentlichen Hand sein 
sollte. Dabei können auch die Erfahrungen der zahlreichen Open-Source- und Civic-Tech-Ini-
tiativen genutzt werden, die zivilgesellschaftliche Alternativen zu privatwirtschaftlichen digita-
len Diensten erprobt und entwickelt haben (Dritter Engagementbericht 2020: 9). Wie stets 
muss es auch um die Begrenzung von Risiken und Nebenwirkungen gehen – und die gibt es 
gerade auch in der digitalen Welt in großer Zahl: Themen wie Datenschutz und „darknet“ wer-
den breit diskutiert. Das Recht auf digitale Teilhabe kann ohne individuelle Kompetenzen nicht 
verwirklicht werden. Auch hier liegt eine Aufgabe der öffentlichen Hand, genauer des Bildungs-
wesens.  
 
Wer sich für ein Recht auf digitale Teilhabe einsetzt, muss dies nicht mit glänzenden Augen 
tun. Es geht um eine zeitgemäße und inzwischen selbstverständliche kommunikative Möglich-
keit, nicht um die Verpflichtung, stets online zu sein. Trotz der „steilen Lernkurven“ in Krisen-




4.5 Bürgerbeteiligung und freiwilliges Engagement sichtbar machen, absichern und 
stärken. 
 
„Es ist unverantwortlich, wenn die Regierungen  
nicht mit allen verfügbaren Kräften zusammenarbeiten.  
Die Zivilgesellschaft verfügt über Kräfte; sie ist aber auch betroffen.“  
Rupert Graf Strachwitz (2020: 2) 
 
Inzwischen liegen die ersten Studien zur Situation der organisierten Zivilgesellschaft (Krimmer 
u.a. 2020) und zur Bürgerbeteiligung (bipar 2020) in der Corona-Krise vor. Wesentliche Akti-
vitäten mussten heruntergefahren werden, blieben aber meist auf einem niedrigeren Niveau 
erhalten. Neue, meist digital gestützte Ansätze sind hinzugekommen. Im Groben lassen sich 




(a) Wesentliche Segmente der Zivilgesellschaft sind in Zeiten des Shutdown auf staatliche 
Unterstützung angewiesen, um ihre Strukturen zu erhalten61. Dazu haben einige Bundeslän-
der Initiativen gestartet und Hilfsprogramme aufgelegt (Hartnuß 2020). Auch das milliarden-
schwere zweite Unterstützungspaket der Bundesregierung, der „Wumms“, sieht Strukturhilfen 
vor, die von einigen gemeinnützigen Organisationen genutzt werden können. Diverse gesetz-
liche Regelungen und Programme enthalten bereits Finanzhilfen für gemeinnützige Organisa-
tionen (Kirchhain/Kraus 2020). Es wird darauf ankommen, das Profil dieser Hilfen und ihre 
Wirkungen auf die Zivilgesellschaft genauer im Blick zu behalten. Vor allem werden solidari-
sche Anstrengungen notwendig sein, um jene „schwächeren“, informellen zivilgesellschaftli-
chen Akteure zu unterstützen, die von diesem Geldsegen nicht profitieren. Angesichts der er-
wartbaren finanziellen Restriktionen der öffentlichen Hand sind in Zukunft besonders lokale 
Solidaritäten gefragt, die auch zu einer gemeinsamen zivilgesellschaftlichen Agenda beitragen 
können. Lokale Fonds können dabei helfen, dass wichtige zivilgesellschaftliche Initiativen 
Corona überstehen 
 
(b) Freiwilliges Engagement und Bürgerbeteiligung gab und gibt es auch unter Pandemiebe-
dingungen – teilweise sogar mit neuen Akzenten etwa in der Nachbarschaftshilfe (Spear u.a. 
2020) oder in Patenschaften (Gesemann u.a. 2020), meist werden auf reduziertem Niveau 
bekannte Ansätze weitergeführt. Schon um die öffentliche Sichtbarkeit zu erhalten, ist es not-
wendig diese Erfahrungen genauer aufzuarbeiten. Das gilt auch für Proteste und soziale Be-
wegungen, die es international gerade in Corona-Zeiten in größerer Zahl gegeben hat62. Wie 
resilient waren und sind die vorhandenen Ansätze, wer hatte und hat die Chance sich zu be-
teiligen, welche Vorkehrungen können in Vorkrisenzeiten getroffen werden? So lauten einige 
der Fragen für eine zukunftsorientierte Debatte über die Corona-Erfahrungen, die zur Stärkung 
von Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung beitragen will. 
 
(c) An der Ausgestaltung der Krisenpolitik waren Bürgerschaft und zivilgesellschaftliche Ak-
teure nur ausnahmsweise und hoch selektiv beteiligt. Schon früh wurde auf diese Aufgabe und 
Chance hingewiesen: „Auch mit Freiwilligen, das lehrt die Hilfsbereitschaft für Flüchtlinge 
2015, ist zu rechnen. Vorausgesetzt, die Zivilgesellschaft wird nicht unter Hausarrest gestellt 
und durch Verordnungen und Allgemeinverfügungen demobilisiert, sondern in die Diskussion 
über das Notwendige einbezogen“ (Frankenberg 2020: 4f.). 
 
61 Dies muss nicht verwundern, ist doch die deutsche Zivilgesellschaft im internationalen Vergleich auch in „norma-
len Zeiten“ stark von staatlichen Finanzquellen abhängig (vgl. Reimer 2006). 
62 Die deutsche Debatte über Proteste ist zuletzt stark von den zweifelhaften Aktionen von Corona-Leugnern und 
Verschwörungsanhängern geprägt worden. Wie das Themenheft des Journals „Interface“ hat es allerdings auch 




Dies ist bislang nicht oder nur in Ansätzen geschehen. Zwei konkrete Vorschläge liegen nahe, 
die auf diesen Mangel reagieren: 
- Freiwilligenagenturen, Bürgerstiftungen und andere zivilgesellschaftliche Akteure tun sich 
zusammen, um präventiv eine eigene, zivilgesellschaftlich fundierte Agenda im Umgang mit 
Pandemien und anderen Krisen entwickeln, die vor uns liegen.  
- Eine Perspektive für das Netzwerk Bürgerbeteiligung und andere zivilgesellschaftliche Ak-
teure könnte es z.B. sein, einen beteiligungsstarken Pandemie- und Katastrophenschutz in 
kommunalen Beteiligungsleitlinien zu verankern und ihre Verbreitung fördern. 
 
 
4.6 Robuste Versammlungs-, Protest- und Begegnungsformate entwickeln.  
 
Quarantäne und Lockdown haben die digitale Kommunikation enorm beschleunigt. Auch digi-
tales Engagement und digitale Bürgerbeteiligung haben Hochkonjunktur. Es gibt kaum ein Be-
teiligungsformat (etwa lokale Bürgerversammlungen, informelle Bürgerbeteiligung an Bauvor-
haben oder Bürgerinitiativen), das nicht auch digital erprobt worden ist. Möglichkeiten und 
Grenzen digitaler Teilhabe sind zur Alltagserfahrung von vielen Engagierten geworden (s. 
Paust 2020). Umso wichtiger ist der Austausch über die dabei gewonnenen Einsichten. Was 
hat sich bewährt, wer konnte sich beteiligen, wer blieb ausgeschlossen, welche Themen waren 
besonders geeignet? Dies sind einige der wichtigen Fragen, um den Pandemie induzierten 
Erfahrungsschatz für die künftige Gestaltung digitaler Beteiligung zu sichern. 
 
Gefragt ist auch eine nüchterne Debatte über die Grenzen digitaler Kommunikation und Betei-
ligung. „Was die Krise gezeigt hat, ist, wie wichtig uns Nahbeziehungen sind. Sicher, physische 
Nähe ist nicht alles, sie lässt sich – etwa durch Online-Kommunikation – überbrücken. Viele 
Menschen haben das Homeoffice schätzen gelernt, und Arbeitsgeber wissen nun, dass ihre 
Beschäftigten zu Hause oft produktiver sind als im Büro. Das wird sicher Folgen in der Orga-
nisation von Arbeitsabläufen haben. Gleichzeitig aber haben die meisten erfahren, wie sehr 
sie die persönliche Nähe zu anderen Menschen, zu Kollegen, Nachbarn, Freunden schätzen 
und vermissen ... Das Talent zur täglichen Neuerfindung und Selbstpräsentation verkümmert 
ebenso wie unsere sozialen Fähigkeiten. Dafür gibt es keinen vollgültigen digitalen Ersatz“ 
(Frevert 2020). Was hier auf allgemeiner Ebene formuliert wird, ist für die besonderen Ansprü-
che von Bürgerbeteiligung zu präzisieren. Es geht dabei nicht um ein schlichtes Gegeneinan-
der digitaler Beteiligung und direkter Begegnung, sondern um eine Sensibilisierung für die 
jeweiligen Möglichkeiten und Grenzen. Im Zentrum dürften dabei Varianten der „blended par-




Nach der Öffnung von Kirchen, Supermärkten und Gartencentern sind auch öffentliche Ver-
sammlungen, Veranstaltungen etc. unter Sicherheitsauflagen möglich. Die Straße gehört in-
zwischen nicht mehr nur Corona-Leugnern, wie die großen Proteste gegen Rassismus („Black 
Lifes Matter“) am ersten Juni-Wochenende gezeigt haben. Wie pandemie- und gesundheits-
bewusste Begegnungs-, Protest- und Demonstrationsformate aussehen können, gehört zu 
den aktuell besonders drängenden Fragen63. 
Für all diese Erfahrungsbereiche der Bürgerbeteiligung unter Pandemiebedingungen64 dürfte 
eine Sammlung von innovativen und brauchbaren Formaten sowie die Erarbeitung von Quali-
tätsmerkmalen verdienstvoll sein. 
 
 
4.7 Vertiefte soziale Ungleichheiten thematisieren und gezielt abbauen. 
 
„Solidarität heißt nicht, eine Distanzgesellschaft maskierter Monaden  
zu entfalten, die einander eifrig maßregeln, sondern weiterhin die Regeln 
zu befolgen, die die Gefährdetsten schützen“  
Rainer Forst (2020) 
 
Zu Beginn der Pandemie sah es in Westeuropa so aus, als würden vor allem Bessergestellte 
und global aktive Bevölkerungsgruppen von COVID-19 betroffen sein. Eine der wohlhabends-
ten Provinzen Italiens und der österreichische Wintersportort Ischgl gehörten zu den ersten 
Hotspots. Inzwischen sind auch in Westeuropa ärmere Bevölkerungsgruppen, die keine 
Chance haben den Abstandsauflagen zu folgen, deutlich stärker betroffen. Aktuelle deutsche 
Hotspots im Landkreis Gütersloh und in Göttingen bestätigen diesen Trend. Damit bestätigt 
sich eine gesicherte historische Erfahrung: Pandemien führen naturwüchsig zur Verschärfung 
alter und Entstehung neuer sozialer Ungleichheiten. Die sozialen Folgen der Corona-Pande-
mie und ihrer Bekämpfung sind aktuell noch wenig sichtbar – versteckt hinter globalen Wirt-
schaftsdaten und Arbeitsmarktzahlen. Aktuell stehen die ökonomischen Auswirkungen der 
Pandemie und ihre Bekämpfung im Vordergrund. Die in den ersten staatlichen Stützungspro-
grammen „Bazooka“ und „Wumms“ enthalten Krisenhilfen und Konjunkturmaßnahmen in bis-
lang unbekannten Dimensionen. Trotzdem werden sich – so ist zu erwarten - ungleiche Le-
benslagen und Bildungschancen sowie regionale Ungleichheiten vertiefen. Auch einige der 
 
63 Dass Proteste in verantwortlicher Form möglich sind, ohne die Infektionszahlen nach oben zu treiben, zeigt eine 
Studie zur Protestbewegung „Black Lives Matter“ in den USA. Offensichtlich geht auch großen Protestversamm-
lungen keine signifikante Steigerung der Neuinfektionen aus (Seliger/Oesch 2020). 
64 Die Allianz für Beteiligung Baden-Württemberg hat z. B. ein interessantes Programm mit vier auch in Corona-
Zeiten alltagstauglichen Aktionsformaten entwickelt, die direkte Begegnungen und niedrigschwellige online-For-




besonders stark betroffenen Gruppen sind bekannt: Kinder, Migranten, Geflüchtete, Eltern, 
Alleinerziehende, Arme, Obdachlose, „Soloselbständige“, prekär Beschäftigte, Studierende 
ohne elterliche Unterstützung, „Tafelkunden“, ältere Menschen in Einrichtungen sind nur ei-
nige auf einer langen Liste. 
All diese Gruppen stehen nicht im Zentrum der staatlichen Rettungsprogramme, die damit 
Gefahr laufen, solche sozialen Schieflagen und Ausgrenzungen noch zu verstärken. Die 
Corona-Pandemie ist nicht zur Stunde eines inklusiven Garantismus geworden, obwohl die 
Stimmen für ein garantiertes Grundeinkommen zugenommen haben. Dies gilt auch für die 
Forderung nach transnationalen Solidaritäten und „weltweiten Sozialstandards“ (Schubert 
2020). 
 
Was hat das alles mit Bürgerbeteiligung, freiwilligem Engagement und Demokratie zu tun? 
Werden hier nicht sozialromantische Gleichheitswünsche aufgefrischt, die nichts mit dem 
Thema zu tun haben? Wir wissen um das mittelschichtig geprägte Sozialprofil der aktiven Bür-
gerschaft. Es wird durch die Pandemie vermutlich noch einmal exklusiver. Dass Demokratie 
auch eine Verteilungsfrage ist und ohne ein Minimum sozialer Gleichheit nicht auskommt, hat 
kürzlich Stephan Lessenich (2019) in Erinnerung gerufen. Es gibt sicher keine festen Ober-
grenzen für soziale Ungleichheiten in noch funktionsfähigen Demokratien. In den USA wird 
eine Publikation aktuell stark diskutiert, die im Titel eine Stimmungslage ausdrückt, auf die wir 
uns auch zubewegen könnten: „Democracy may not exist. But we’ll miss it when it’s gone“ 
(Taylor 2019). 
Es wird auch die Aufgabe einer aktiven Bürgergesellschaft sein, dafür zu sorgen, dass Bür-
gerbeteiligung und freiwilliges Engagement jenseits der Nothilfe nicht zu einer Wohlfühlinsel 
für Bessergestellte werden, die ansonsten ihre Privilegien fest im Blick haben.    
 
 
4.8 Globalisierungsprozesse politisch regulieren und begrenzen. 
 
Ob wir wirklich eine „finale Entzauberung der Globalisierung“ (Menzel 2020) erleben, kann 
offen bleiben. Dass Globalisierungsprozesse (Lieferketten, Flüge, Kreuzfahrtschiffe etc.) für 
die schnellere Verbreitung von Virusinfektionen sorgen, ist dagegen unstrittig. Was in Pestzei-
ten noch Jahre dauerte, vollzieht sich heute in wenigen Tagen und Wochen. Nicht von unge-
fähr sind Megacities besonders betroffen. Die Zerstörung von traditionellen Lebensräumen gilt 
zudem als eine der zentralen Ursachen für die Ausbreitung von Viren. 
Die Globalisierung frisst in der Pandemie ihre Kinder auf: „Bestimmte Produktionen, etwa die 
von Medikamenten, sind inzwischen komplett in den asiatischen Raum ausgelagert. Auch die 
Produktion von Gesichtsmasken findet in Europa kaum mehr statt. Darüber hinaus sind 
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Fertigungsabläufe auf dem Kontinent gestört, weil notwendige Vorprodukte etwa aus China 
nicht mehr lieferbar sind. Globale Lieferketten erweisen sich als höchst verletzlich, weil viele 
Branchen komplett auf Lagerhaltung verzichtet haben, da man bis vor einigen Wochen alle 
benötigten Einzelteile jederzeit und schnell von überall her beziehen konnte ... Das Neue an 
der Corona-Krise ist, dass mehr oder weniger alle Länder weltweit gleichzeitig von Krise und 
ökonomischen Lockdowns betroffen sind“ (Schubert 2020)65. Pandemien erinnern nachdrück-
lich an globalisierungsgetriebene Externalisierungen. Dem Wohlstand der Nationen korres-
pondiert im globalen Maßstab eine dunkle und daher allzu gerne ausgeblendete Seite: der 
„Übelstand der Nationen“ (Lessenich 2016: 43). 
 
Diese hier nur angedeutete Globalisierungskritik, die unter Corona-Bedingungen neue Brisanz 
gewonnen hat, befördert naturwüchsig regionale und nationalstaatliche Antworten. Die darauf 
spezialisierten politischen Kräfte stehen bereit. Aber die Pandemie enthält auch eine andere 
Botschaft, die überzeugender ausfällt. Gefordert sind neue globale Regulierungen. „Dabei 
können Risiken, deren Ursachen global entstehen, auf nationalstaatlicher Ebene nicht effektiv 
bekämpft werden. Vielmehr erfordern globalisierte Risiken eine überstaatliche Bewältigung im 
Mehrebenensystem“ (Klafki 2017: 2).  
Neben einer verlässlichen und nachhaltigen regionalen Ökonomie kann es auch angesichts 
von Corona nicht um eine tiefgreifende De-Globalisierung gehen. Aber ohne eine Relativie-
rung des Primats der Kostensenkung und eine Stärkung von Sozial- und Umweltstandards 
wird es keine progressiven Wege aus der Krise geben. Dass dieser Wandel ohne eine selbst-
bewusste und aktive Bürgergesellschaft zustande kommt, ist – auch dies haben die letzten 




65 Erste institutionelle Reaktionen sind zu beobachten. Anfang Mai 2020 hat das Land Baden-Württemberg ge-
meinsam mit den Industrie- und Handelskammern eine Kontaktstelle für die Sicherung von Lieferketten eingerich-
tet. Die Bundesregierung hat in ihrem umfangreichen Corona-Krisenpaket vom 3. Juni 2020 auch eine Milliarde 




4.9 Die Partizipationsgelegenheiten von Föderalismus und Kommunalisierung nutzen. 
 
„Die Gesellschaft wird nach dieser Krise eine andere sein.  
Wir haben die Chance, sie zu gestalten.“ 
Helmut Dedy, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städtetags (2020) 
 
 
Föderalismus und eine starke kommunale Selbstverwaltung können durch unterschiedliche 
Regelungen und Vorschriften nicht nur zur allgemeinen Verwirrung beitragen (Stichwort „Fli-
ckenteppich“), sondern auch lokal angepassten Lösungen ermöglichen. Dafür spricht, dass 
„die Krisenreaktionsfähigkeit der kommunalen Verwaltung deutlich ausgeprägter“ ist (Ritgen 
2020: 204). Einige Bundesländer haben Landesprogramme zur Stärkung der Zivilgesellschaft 
aufgelegt und die Bedeutung der Zivilgesellschaft für den sozialen Zusammenhalt in Krisen-
zeiten betont66.  
Mitte Mai 2020 wurde eine weitgehende Kommunalisierung der Corona-Politik beschlossen, 
die Gesundheitsämter von Städten und Landkreisen zu zentralen Akteuren werden lässt. Ob 
die Gesundheitsämter dieser Aufgabe gewachsen sind bzw. entsprechend ausgestattet wer-
den, ist eine offene, auch sorgenvolle Frage. Mehr als die Hälfte der repräsentativ Befragten 
aus Gesundheitsämtern sieht dies eher nicht so67. 
 
Gleichzeitig eröffnet die Kommunalisierung der Pandemievorsorge auch Gestaltungschancen. 
Kommunen wissen nicht erst seit 2015, wie sehr ihre Leistungsfähigkeit vom Engagement der 
Bürgerschaft abhängt. Das Eingangszitat des Mannheimer Oberbürgermeisters kann als Be-
leg gelten. Spielräume können nun selbstbewusster mit starker Bürgerbeteiligung genutzt wer-
den. Aus der passiven Hinnahmebereitschaft kann selbstbestimmtes Handeln werden. Lokale 
Angebote und Lösungen im Umgang mit der Pandemie und ihren sozialen Folgen können 
neue Sichtbarkeit erzielen. Möglicherweise entsteht auch eine Agenda, die bei der nächsten 




66 Am 12. Mai 2020 haben die Landesregierungen von Berlin und Bremen in einem Entschließungsantrag des 
Bundesrats ein gemeinsame Zukunftsprogramm des Bundes und der Länder für zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen des gefordert. Er fand allerdings keine Mehrheit. In seinem 1,5 Milliarden Euro umfassenden „Corona-Schutz-
plan“ vom 20. Mai 2020 hat Baden-Württemberg auch 50 Millionen für Vereine und 40 Millionen Strukturschutz für 
Kultur eingestellt (s. die Übersicht von Hartnuß 2020). 
67 Siehe aerzteblatt.de vom 14. Mai 2020. Auch Ritgen (2020) sieht in der verbesserten Ausstattung der Gesund-




Einige konkrete Handlungsfelder für eine aktive Bürgerschaft seien benannt: 
(a) „Bazooka“, „Wumms“ und weitere staatliche Rettungsprogramme müssen in vielen Berei-
chen lokal umgesetzt werden. Dadurch entstehen immer auch Gestaltungschancen, die betei-
ligungsorientiert genutzt werden können. 
(b) Die Aufwertung lokaler Infrastrukturen, die vielfach beschworen wird, kann sinnvoll und 
erfolgreich nicht ohne Bürgerbeteiligung geschehen. Es geht nicht um neue Behörden oder 
gemeinnützig verfasste Großorganisationen, sondern um Politiknetzwerke und Einrichtungen, 
die eine starke zivilgesellschaftliche Prägung haben. Dazu gehören unabdingbar Transparenz, 
freiwilliges Engagement und Bürgerbeteiligung. 
(c) Angesagt ist auch die Bürgerbeteiligung an der Entwicklung von lokalen Pandemie-Plänen. 
Nicht nur der Bund und die Länder sind dazu verpflichtet, solche Pläne aufzustellen, sondern 
auch die Kreise und kreisfreien Städte. Nach einer aktuellen Umfrage verfügten zu Corona-
Beginn rund vier von fünf Städten mit über 100.000 Einwohnern über einen Notfallplan, bei 
den Kommunen von 20.000 bis 100.000 waren es noch 42 Prozent. Allerdings waren die meist 
nach der H1N1-Influenzapandemie von 2009 entwickelten Notfallpläne nur in jeder vierten 
Kommune „weitgehend“, in zwei von drei Kommunen nur „teilweise anwendbar“. Deshalb sol-
len sie in vielen Orten mit Blick auf eine mögliche zweite Welle der Corona-Pandemie aktuali-
siert werden (Jaeger 2020). Hier bietet sich eine Chance zu verhindern, dass Demokratie und 
Bürgergesellschaft erneut unter Quarantäne gestellt werden.  
 
 
4.10 Mehr bürgerschaftliches Selbstbewusstsein zeigen – die Krise als Gestaltungs-
chance wahrnehmen und einfordern.  
 
„Gatekeepers of the present order adapt efficiently.  
But others can open up a plurality of futures“  
        Teivainen/Huotari (2020) 
 
Solche Aufrufe haben paradoxen Charakter. Sie ähneln der Forderung: „Sei spontan!“ Den-
noch sind wechselseitige Ermutigungen notwendig, um Wege aus der Angststarre zu finden. 
Bürgerinnen und Bürger sind keine Mündel eines vormundschaftlichen Staates – auch nicht in 
Corona-Zeiten. Unbescheidenheit ist erforderlich, um in Krisenzeiten nicht zum Objekt von 
Ordnungsbehörden zu werden, die uns voreinander schützen. Gefragt ist eine Bürgerschaft, 
die sich als „demokratischer Antikörper“ gegen eine paternalistische Politik versteht. Denn die 
„sozialen Kosten einer Politik der Quarantäne wie auch ihrer möglichen Lockerung können 
keine ‚Experten’ hinreichend ermessen (obwohl sie dabei helfen können), sondern allein der 
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demokratische Diskurs“ (Forst 2020). Die auch unter Pandemiebedingungen entwickelten so-
zialen und politischen Innovationen können ermutigen, weil sie ein gesellschaftliches Gestal-
tungspotential sichtbar machen.  
 
Wer meint, die aktuelle Pandemie sei lediglich ein vorübergehendes Ärgernis, das wir mög-
lichst entspannt hinnehmen sollten, um unnötige „Aufregungsschäden“ (Niklas Luhmann) zu 
vermeiden, könnte sich täuschen. Es gibt einige Anhaltspunkte dafür, die Erfahrungen mit CO-
VID-19 ernster zu nehmen. Die besondere Ansteckungsgefahr in den Fleischverarbeitungsbe-
trieben ist nur eines von vielen Symptomen: „Dieses Virus ist gefährlich, weil es sehr leicht zu 
übertragen ist. Nicht, weil es besonders pathogen, also krankheitserregend wäre. Es ist für 
mich vor allem eine Krankheit unserer Lebensweise ... Das Virus macht unsere wunden 
Punkte sichtbar. Wir haben als Menschheit noch etwas Zeit, aber die Uhr tickt“ (Capua 2020).  
 
 
5. Eine kurze demokratiepolitische Zwischenbilanz  
 
Grob lassen sich drei Demokratievarianten unterscheiden, die in Deutschland in den letzten 
Jahren konkurrieren und eine Antwort auf die Erosions- und Krisenerscheinungen des reprä-
sentativen Modells der Nachkriegsdemokratie bieten wollen (vgl. ausführlicher Roth 2019).  
(1) Rechtspopulistische „Demokratie“68 setzt auf autoritäre Führerschaft, befördert politische 
Polarisierungen und beschwört einen „Volkswillen“, der sich gegen die „alten politischen Eli-
ten“ wendet. Ein aggressiver Nationalismus nach außen und der Kampf gegen kulturelle Viel-
falt im Namen „traditioneller“ Werte in der eigenen Gesellschaft gehören zu diesem bislang 
international erfolgreichsten Nachfolgemodell (vgl. IDEA 2020), das mit sehr unterschiedlichen 
Akzenten von Trump, Salvini, Kurzcrepräsentiert wird. Der Aufstieg der „Alternative für 
Deutschland“ (AfD) signalisiert, dass es auch in Deutschland beachtliche Resonanz für dieses 
„Demokratiemodell“ gibt. Der Aufstieg der AfD hat sich wesentlich über die Krisenkommunika-
tion entlang von Themen wie den „Euro“ und die Flüchtlingszuwanderung vollzogen. Umso 
bemerkenswerter ist es, dass die Corona-Pandemie und ihre tiefgreifenden gesellschaftlichen 
Auswirkungen den Aufstieg der AfD in Deutschland nicht befördert, sondern gebremst hat. Wie 
in einigen anderen westeuropäischen Ländern ist es den rechtspopulistischen Kräften nicht 
gelungen, eine eindeutige Antwort auf die Pandemiekrise zu finden. Vielmehr schwanken sie 
zwischen Leugnung und Verharmlosung einerseits und der Anrufung eines starken schützen-
den Nationalstaats andererseits. Mit der stark ordnungspolitisch geprägten Regierungspolitik 
 
68 Die Anführungszeichen sind deshalb notwendig, weil - jenseits von Wahlen - in diesem Modell wenig Bereitschaft 
besteht, die Freiheits- und Bürgerrechte der politischen Gegner oder die institutionellen Regeln parlamentarischer 
Demokratie zu respektieren – zu den Demokratieschäden populistischer Regierungen s. IDEA 2020. 
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und ihren freiheitsbeschränkenden Maßnahmen war der zweite Pol bereits hinlänglich besetzt. 
Zumindest in der ersten Phase konnten rechtspopulistische Kräfte in Deutschland keinen un-
mittelbaren politischen Nutzen aus der Pandemie ziehen. Ob die Krise und die darauf bezo-
genen politischen Antworten subkutan autoritäre Orientierungen gestärkt haben, lässt sich ak-
tuell nur schwer beurteilen. 
(2) Die „realexistierende“ Demokratie oder das „realistische“ Demokratiemodell69 hat in der 
Pandemiekrise eine überraschende und beachtliche Stärkung erfahren. Was als Retraditiona-
lisierung beschrieben wurde, steht im Zentrum einer Demokratie-Variante, die auf den status 
quo ante setzt (vgl. Schmitter 2020). Eine gewählte politische Führung bewährt sich durch 
professionelle Politik und verzichtet weitgehend auf zusätzliche Formen der politischen Betei-
ligung. Gegen entsprechende Forderungen aus der Bevölkerung setzt sie selbstbewusst auf 
eine „Democracy without Participation“ (Parvin 2018). Hilfreich können aus realistischer Sicht 
einzig unverbindliche, beratende Formen der Bürgerbeteiligung sein, die einer kleinen Aus-
wahl von Zufallsbürger_innen offenstehen. Sie können legitimatorisch jenes Bürgerwissen zur 
Verfügung stellen, das von ausgedünnten politischen Parteien und Verbänden nicht mehr er-
wartet wird70. Auch ohne diese konsultative Ergänzung hat Corona bislang in Deutschland in 
erster Linie das realistische Demokratiemodell gestärkt. An einer starken und selbstbewussten 
Zivilgesellschaft hat dieses Modell kein Interesse. Dass sie in der Corona-Krise „vergessen“ 
wurde, ist aus dieser Perspektive kein Zufall. Willkommen sind dagegen „helfende Hände“.  
Ob die politische Unterstützung für das „realistische“ Demokratiemodell mit den Lockerungen 
bröckelt und wieder verstärkt politische Beteiligungsansprüche geltend gemacht werden, ist 
gegenwärtig offen. Vieles spricht dafür, dass der längerfristige Trend in Richtung verstärkter 
Teilhabe einer selbstbewussten Bürgerschaft nicht einfach abgewürgt werden kann. 
(3) Dieser Beitrag wurde aus der normativen Perspektive einer Vielfältigen Demokratie ver-
fasst. Das Modell versteht sich als progressive Antwort auf das schwächelnde Nachkriegsmo-
dell liberaler Demokratie und setzt auf „mehr Demokratie“. Zu den bekannten repräsentativen 
Formen (Wahlen, Parlamente, Parteien etc.) sollen gestärkte Formen der direkten Demokratie 
(Bürger- und Volksentscheide, aber auch Bürgerhaushalte und Bürgerfonds) und der dialogi-
schen Bürgerbeteiligung (Bürgerräte, informelle Bürgerbeteiligung etc.) hinzukommen. Vielfäl-
tige Demokratie setzt jedoch nicht nur auf diese institutionell verfassten Formen, sondern ge-
winnt ihre Kraft aus einer vielfältigen, selbstbewussten Zivilgesellschaft und einer aktiven Bür-
gerschaft. Sie setzt eigene Themen und kontrolliert das Regierungshandeln. Zu den promi-
nenten politischen Formen „von unten“ gehören Bürgerinitiativen, Proteste und soziale Bewe-
gungen, bürgerschaftliches Engagement und die demokratische Mitsprache und Mitgestaltung 
in Alltagseinrichtungen von der Kita bis zum Pflegeheim.  
 
69 Der neuere Standardtext zur „realistischen Demokratietheorie“ von Achen und Bartels (2016) hat im angelsäch-
sischen Raum große Aufmerksamkeit erfahren und eine intensive Debatte ausgelöst. 
70 Zur „deliberativen Welle“ vgl. kritisch Roth 2020. 
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In den letzten Jahrzehnten hat diese partizipative Politik an Bedeutung und Profil gewonnen. 
Vielfältige Demokratie hatte in der ersten Corona-Phase nur wenige Möglichkeiten, sich zu 
entfalten. Davon handelt dieser Beitrag, der auch die politischen Kosten dieser keineswegs 
notwendigen Geringschätzung bzw. Vernachlässigung verdeutlicht. Er ist als Aufforderung zu 
verstehen, vielfältige Demokratie zu einer politischen Produktivkraft auch in krisenhaften Zei-
ten zu machen. Ob aus den Erfahrungen des Lockdown ein dauerhafter Schaden im Sinne 
einer demokratisch schwindsüchtigen „neuen Normalität“ entsteht (Zinn 2020), hängt nicht zu-
letzt davon ab, ob es gelingt, die durchaus vorhandenen demokratiestärkenden Impulse auf-
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